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Die große Fülle an rechtlichen Problemstellungen in 
allen Bereichen der Gesellschaft macht für eine quali-
tativ hochwertige Rechtsberatung und -vertretung 
eine zunehmende Spezialisierung notwendig.

Die nunmehr 20-jährige Tätigkeit der Kanzlei ist eng 
verbunden mit der Entwicklung der Wohnungswirt-
schaft in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
Seit der Gründung der Kanzlei widmen wir uns nahe-
zu ausschließlich den Problemen dieses Wirtschafts-
zweiges. In dieser Zeit haben wir eine Vielzahl von 
kommunalen Wohnungsgesellschaften und Woh-
nungsgenossenschaften vom Übergang in die 
Marktwirtschaft und das bundeseinheitliche Rechts-
system bis in die Gegenwart begleitet. 

Dabei sehen wir unsere Aufgabe nicht nur in der Fall-
bearbeitung sondern in der Begleitung der in den 
Unternehmen ablaufenden Prozesse. Im Mittelpunkt 
unserer Tätigkeit steht neben den gerichtlichen Ver-
fahren vordergründig die forensische Tätigkeit.

Die Zusammenarbeit der unterschiedlich speziali-
sierten Anwälte der Kanzlei im Zusammenwirken mit 
den qualifizierten Kooperationspartnern und exter-
nen Spezialisten sowie Verbänden der Immobilien-
wirtschaft ermöglicht die umfassende und komplexe 
Lösung der Probleme.

Durch eigene unternehmerische Tätigkeit, die Refe-
rententätigkeit sowie der aktiven Mitarbeit in Ver-
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bänden der 
Immobilien-
wirtschaft 
sind die 
Anwälte in 
die Lage ver-
setzt, praxis-
orientiert die 
Lösung der Pro-
blemstellungen 
und die Bera-
tungstätigkeit anzu-
gehen.

Neben den üblichen 

Leistungen im Zusammenhang mit der anwaltlichen 
Tätigkeit wollen wir auch zukünftig unser Leistungs-
angebot so u. a. im Inkassobereich, dem Internet-
Servicebereich und der Publikationen weiter ausbau-
en und sehen eine wesentliche Mission unserer 
Tätigkeit in der Betreuung der Unternehmen und der 
Sensibilisierung für sich abzeichnende Problemstel-
lungen.

Wir freuen uns, die Unternehmen der Immobilien-
wirtschaft auch in den nächsten Jahren bei der 
Lösung solcher Herausforderungen wie z. B. des 
demografischen Wandels, des Klimaschutzes oder 
des Stadtumbaus begleiten zu dürfen.

Die Kanzlei als
Dienstleister

für die
Immobilien-

wirtschaft



1995
Den Schwerpunkt der Tätigkeit bilden die Privatisie-
rung nach dem Altschuldenhilfegesetz und die Ver-
folgung bzw. Abwehr von Rückübertragungsansprü-
chen nach dem Vermögensgesetz

1996
Die Unternehmen, die auf der Grundlage eines Bera-
tungsvertrages betreut werden, stiegen auf 22 an.

Aufnahme 
der Lehraus-
bildung 

Die Anzahl 
der zu bear-
beitenden 
Mandate 
überstieg die 
Zahl 1.000.

1997
Gründung der Sozietät

Bezug der neuen Kanzleiräume in der Zschopauer 
Straße 216

Umstrukturierung des Kanzleibetriebs und Aufbau 
einer eigenen Buchhaltung

komplette neue Ausstattung mit Möbeln, Bürotech-
nik und Hardware

1998
Beginn der kontinuierlichen Ausbildung von zwei 
Azubis jährlich 

Einrichtung einer eigenen Internet-Homepage

1990
Am 01.12.1990 Eröffnung der Einzelkanzlei Dietmar 
Strunz in einer 2-Raumwohnung in der Wolgograder 
Allee.

1991
personelle Erweiterung um zwei Anwälte und zwei 
Sekretärinnen
Ausgebildete Rechtsanwaltsgehilfen standen noch 
nicht zur Verfügung.

Abschluss der ersten Beratungsverträge

1992
konsequente Ausrichtung als Dienstleister für die 
Immobilienwirtschaft
Abschluss weiterer 10 Beratungsverträge mit Unter-
nehmen der Wohnungswirtschaft 

1993
Ausbau neuer Kanzleiräume in der Wolgograder 
Allee 58
personelle Erweiterung um weitere zwei Anwälte 
und eine juristische Mitarbeiterin 
Praxisausbildung für zwei Rechtsanwaltsgehilfen im 
Praktikum 
Einsatz der Anwaltssoftware und Aufbau des EDV-
Netzes 

1994
erstes Mandantentreffen mit Begründung einer Tra-

dition
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1991

2000
Durchsetzung der Subspezialisierung der in der Kanz-
lei tätigen Anwälte

10-jähriges Kanzleijubiläum in Verbindung mit dem 
7. Mandantentreffen in Seiffen

2001
Herausgabe der 1. Auflage des Mustermietvertrages 
mit Kommentierung und jährlicher Neuauflage

Die Anzahl der Mandanten aus dem Bereich der Woh-
nungswirtschaft hat sich auf mehr als 140 erhöht. 

Beginn der Ausbildung von zwei Rechtsreferendaren
Einführung einer neuen Qualität der Betreuung der 
Wohnungsunternehmen mit Beratungsvertrag 
durch Einrichtung eines Service-Bereiches im Inter-
net

2003
Aufbau eines umfassenden Informationssystems für 
die Mandanten

Einführung der Aktuellen Information und regelmä-
ßige Herausgabe des Kanzlei-Forums

2004
Einführung des Inkasso-Systems für die Wohnungs-
unternehmen 

2005
Beginn der Ausbildung von zwei Anwälten zum Fach-
anwalt für Miet- und WEG-Recht sowie Bau- und 
Architektenrecht

2006
Umstellung der Anwaltssoftware auf ReNoStar

2007
Zuordnung der Rechtsanwaltsfachangestellten zu 
den Unternehmen mit Beratungsvertrag

2008
Klausurtagung der Anwälte und aller Mitarbeiter der 
Kanzlei zur fachlichen und organisatorischen Festle-
gung der Kanzleistrategie

2009
umfassende Erweiterung und Neuordnung des 
Internet-Servicebereiches

Einführung der Web-Akte und der Zeiterfassung in 
der Kanzlei

Umsetzung des Projektes „Kunst in der Kanzlei“

2010
Einsatz neuer Hardware und Umstellung des 
Betriebssystems

1990

2010



rußwort von Herrn Prof. Dr. Günther GSchneider, MdL zum 20-jährigen Jubi-
läum der Anwaltskanzlei Strunz-Alter

Herr Kollege Dietmar Strunz hatte vor 20 Jahren, 
unmittelbar nach der Herstellung der deutschen Ein-
heit den Weitblick, das Geschick, aber auch den Mut 
zur Kanzleigründung. Nicht nur zeitlich, sondern vor 
allem in inhaltlicher Hinsicht hatte die junge 
Anwaltskanzlei enge Verbindungslinien zur deut-
schen Wiedervereinigung. Ihren Schwerpunkt nahm 
die Kanzlei in Fragen der Umsetzung des Einigungs-
vertrages, namentlich im Bereich der Grundstücks- 
und Wohnungswirtschaft und der Überleitung in das 
bundeseinheitliche Recht. Bald entwickelte sich die 
Kanzlei zu einem gefragten Partner für die Unterneh-
men der kommunalen, genossenschaftlichen und 
der privaten Wohnungswirtschaft, und zwar überre-
gional und vornehmlich in den Bundesländern Sach-
sen, Thüringen und Sachsen-Anhalt.

Die rasche Zunahme der Mandate und der damit ein-
hergehende Anstieg der Beratungstätigkeit bei rund 
120 betreuten Unternehmen der Wohnungswirt-
schaft haben die Kanzlei zu einem wichtigen Dienst-
leister werden lassen. Die Kanzlei hat sich dabei wich-
tige Schwerpunkte gegeben, so etwa die Verfolgung 
von Rückübertragungsansprüchen des DJH nach 
dem Vermögensgesetz, die Prüfung und Gestaltung 
von Miet-, Pacht-, Grundstückskauf- und Erbbau-
rechtsverträgen, Arbeitsrechtliche Angelegenheiten, 
Forderungsbeitreibung und die Begleitung von 
Investitionsvorhaben.

Enge Verbindungslinien hat die Kanzlei nicht zuletzt 
zum Deutschen Jugendherbergswerk und hier ins-
besondere zum Sächsischen Jugendherbergsver-
band. Die Kanzlei ist mit dem Landesverband des 
DJH seit 1991 durch einen Beratungsvertrag verbun-
den. Herr Kollege Rechtsanwalt Dietmar Strunz ist 
seit 1992 Mitglied im Vorstand des Landesverband 
und hat mit der Strukturreform 2006 das Ehrenamt 
als Vizepräsident übernommen. Auf der Bundesebe-
ne war Dietmar Strunz  von 1992 bis 2004 Vorstands-
mitglied im Hauptverband des Deutschen Jugend-
herbergswerks. Dabei hat er unter anderem die Neu-
fassung der Satzung, Struktur und Organisationsre-
form und insbesondere die Bedeutung des Ehren-
amtes und die Übereinstimmung der ideellen Ziele 
mit den wirtschaftlichen Gegebenheiten des Betrie-
bes der Jugendherbergen betreut. Als Präsident des 
Sächsischen Jugendherbergsverbandes schätze ich, 
neben einer intensiven thematischen Betreuung der 
sich stellenden Aufgaben, vor allem die Zuverlässig-
keit und Integrität von Dietmar Strunz, auch und 
nicht zuletzt  bei der Vertretung des Präsidenten.

Heute hat die Anwaltskanzlei Strunz-Alter ihren Sitz 
in der Zschopauer Straße 216 in Chemnitz. Sie wird 
als Sozietät geführt, in der 6 Anwälte und 12 weitere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihren Aufgaben mit 
höchster Sorgfalt nachgehen. Der Kanzlei wünsche 
ich weiterhin alles erdenklich Gute, Erfolg und auch 
das erforderliche Glück und Geschick. Als Präsident 
des Sächsischen Jugendherbergsverbandes bedan-
ke ich mich für die vertrauensvolle und stets kolle-
giale und freundschaftliche Zusammenarbeit.

Prof. Dr. Günther Schneider MdL
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rußwort von Herrn Dr. Axel Viehweger Gzum 20jährigen Kanzleijubiläum 
Strunz - Alter

Sehr geehrter Herr Strunz,
Sehr geehrter Herr Alter,
Werte Gäste,

dieses Jahr ist das Jahr der Jubiläen. Ihre Kanzlei kann 
auf 20 erfolgreiche Jahre zurückblicken und ich freue 
mich, bei diesem Jubiläum als Ihr Gast dabei zu sein.

Die deutsche Wiedervereinigung hat sich am 3. Okto-
ber 2010 ebenfalls zum 20. Mal gejährt und ich kann 
mich noch gut an die Zeit Anfang der 1990er Jahre 
erinnern. Das ganze Land befand sich in einer Auf-
bruchstimmung. Viele Neuregelungen und Umstruk-
turierungen mussten umgesetzt werden. Als damali-
ger Bauminister der letzten frei gewählten DDR-
Regierung hieß es, neue Rahmenbedingungen für 
die ostdeutsche Wohnungswirtschaft auszuhandeln 
und umzusetzen. Auch die zum Teil stark verfallene 
Bausubstanz musste von Grund auf saniert und 
modernisiert werden. Ein Berg von Herausforderun-
gen für alle Beteiligten.

Als Sie, Herr Strunz, die Kanzlei im Dezember 1990 
gründeten lag der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit eben-
falls in der Umsetzung des Einigungsvertrages im 
Bereich der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft 
und der Überleitung in das bundeseinheitliche 
Recht. Insofern haben Sie den Prozess der Umstruk-
turierung aktiv begleitet und sich als erfolgreicher 
Partner vieler Wohnungsunternehmen etabliert.

Den Weg der Neuorientierung haben auch die säch-
sischen Wohnungsgenossenschaften erfolgreich 
durchlebt und der Verband Sächsischer Wohnungs-
genossenschaften e. V. (VSWG), den ich seit 2002 als 
Vorstand begleite, hat seit seiner Gründung am 5. 
April 1990 viel zu diesem Erfolg beigetragen. Der Pro-
zess der organisatorischen Umstellung von der staat-
lich regulierten in die unternehmerische Marktwirt-
schaft war für die sächsischen Wohnungsgenossen-
schaften und ihren Verband eine große Leistung, die 
zeigt, dass das Modell der Genossenschaft noch lan-
ge nicht ausgedient hat. Der VSWG hat sich bis heu-
te unter Mitwirkung und im Interesse seiner Mitglie-
der ständig weiterentwickelt und kann auf die ver-
gangenen 20 Jahre zu Recht stolz sein. 

Auch die Kanzlei Strunz - Alter hat sich seit der Grün-
dung stetig erweitert, beschäftigt derzeit sechs 
Anwälte und zwölf weitere Mitarbeiter.  Betreut um 
die 120 Unternehmen, vorwiegend in der Immobi-
lienbranche, und kann durch langjährige Erfahrung, 
u. a. im Mietrecht und Gesellschafts- und Genossen-
schaftsrecht, in vielen Bereichen beratend tätig wer-
den. Damit wird Ihre Kanzlei auch in Zukunft ein 
wichtiger Partner für die Wohnungswirtschaft blei-
ben.

Ich wünsche der Kanzlei daher noch viele weitere 
erfolgreiche Jahre in der Firmengeschichte. Aber nun 
lassen Sie uns das bisher Erreichte gebührend feiern.

In diesem Sinne

Ihr Dr. Axel Viehweger



rußwort von Dr. Joachim Näke zum 
20-jährigen Jubiläum der Kanzlei G
Strunz-Alter

Sehr geehrter Herr Strunz,
sehr geehrter Herr Alter,
sehr geehrte Damen und Herren Rechtsanwälte,
liebe Gäste,

ich bedanke mich sehr herzlich, dass ich die Ehre 
einer Einladung zur Feier des 20-jährigen Bestehens 
Ihrer Rechtsanwaltskanzlei habe.

Ich gratuliere Ihnen und allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Kanzlei sehr herzlich im Namen des 
Verbandes der Immobilienverwalter Mitteldeutsch-
land e.V. zu diesem großen Jubiläum. 

Die Entwicklung dieses Verbandes, der noch vor 
wenigen Jahren regional auf Sachsen begrenzt war, 
ist sehr eng mit dem Wirken Ihrer Kanzlei verbunden. 
Insbesondere Sie, sehr geehrter Herr Strunz, wirken 
seit über 15 Jahren aktiv in unserem Berufsverband 
mit und sind damit unser dienstältestes Mitglied. Sie 
haben unglaublich viel Aktivität und Zeit in die Aus- 
und Weiterbildung und die Rechtsberatung der Ver-
bandsmitglieder gesteckt. Auch durch Ihre Tätigkeit 
als Leiter des IGW, des Instituts für Immobilien-, 
Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, konnten Sie 
sich einen exzellenten Ruf als Experte und Partner 
der Verwalter erarbeiten. Die Kontakte mit allen Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen Ihrer Kanzlei sind für 
jeden meiner Kollegen, da bin ich sicher, sehr ange-
nehme und wertvolle Erfahrungen, die keiner von 
uns missen möchte.

Zu einer Zeit, als die wenigsten unserer jetzigen Kol-
leginnen und Kollegen überhaupt wussten was sich 
hinter „Immobilienverwaltung“, „Wohnungseigen-
tumsgesetz“ und ähnlichen Fachbegriffen verbirgt, 
haben Sie mit Ihrer Kanzlei Pionierarbeit geleistet 
und mit der Ausrichtung der Kanzlei Strunz-Alter 
Rechtsanwälte auf die Immobilienwirtschaft wesent-
lich zur Strukturierung des Wissens dieses Berufsstan-
des in Sachsen beigetragen. Sie wirkten seit 1997 als 
Vorsitzender des Verbandes und wurden bereits vor 
über 9 Jahren Mitglied des Präsidiums des Dachver-
bandes Deutscher Immobilienverwalter. Ihre strate-
gischen Aufgaben als Präsidiumsmitglied einerseits 
und Ihre Erfahrungen bei der Beratung meiner Ver-
walterkollegen andererseits ergänzen sich in 
erstaunlicher Art und Weise. Sie erfahren vom Leid 
der Verwalterbranche und der Eigentümer aus erster 
Hand, wundern und ärgern sich über manche Frage-
stellungen meiner Kolleginnen und Kollegen, haben 
manche Rechtsprechung an den Gerichten beein-
flussen können und entwickeln mit Ihren Kollegin-
nen und Kollegen Rechtsanwälten Ihre Visionen stän-
dig weiter. Ich bedanke mich ausdrücklich bei Ihnen, 
die Sie durch Ihre Arbeit ein wertvoller Ratgeber für 
die Immobilienverwalter der Freistaaten Sachsen 
und Thüringen geworden sind und hoffe, dass Sie 
mit Ihren Kolleginnen und Kollegen dies noch sehr 
lange bleiben.

Ich bin dankbar, dass ich und meine Kolleginnen und 
Kollegen Immobilienverwalter mit Ihnen, sehr geehr-
te Damen und Herren, zusammenarbeiten durften 
und freue mich auf die nächsten 20 Jahre. Im Namen 
des Verbandes der Immobilienverwalter Mittel-
deutschland e. V. wünsche ich Ihnen dafür Glück, 
Erfolg und vor allem Gesundheit und Schaffenskraft.

Dr. Joachim Näke

Geschäftsführender Vorstand des Verbandes der 
Immobilienverwalter Mitteldeutschland e.V.
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rußwort von Claus Peters, zum 20-jäh-G rigen Jubiläum der Kanzlei Strunz-
Alter

Als wir Dietmar Strunz im Jahre 1990 kennenlernten, 
befanden sich die sächsischen Wohnungsbaugenos-
senschaften in der größten Umbruchphase ihres 
Bestehens. Der Eintritt in die Marktwirtschaft, die 
Übernahme bundesdeutscher Gesetze, die Unge-
wissheit über die finanziellen Grundlagen und Defi-
zite in notwendigen Qualifikationen waren Heraus-
forderungen, die die Genossenschaften nur mit Hilfe 
von erfahrenen Partnern bewältigen konnten.

Diesen Partner haben wir in der Kanzlei Strunz - Alter 
gefunden. Die Hilfe und Unterstützung, die uns von 
der Kanzlei zuteil wurden, sind nicht hoch genug zu 
bewerten. Waren doch gerade am Anfang schier 
unüberwindbare Hürden zu nehmen. Doch gemein-
sam mit „unseren Anwälten“ haben wir diese Aufga-
ben gelöst. Von der Umsetzung der Vorgaben aus 
dem Genossenschaftsgesetz und der Erarbeitung 
neuer  Satzungen für die Genossenschaften zieht 
sich die Beratungsleistung von Strunz - Alter wie ein 
roter Faden durch die letzten zwanzig Jahre.

Eine ganz besondere Bedeutung hatte für uns alle 
die schnelle Überführung von Grundstücken in den 
Bestand der Unternehmen. Nur dadurch konnten die 
Grundlagen des Geschäftsbetriebes dauerhaft gesi-
chert werden. Erste Voraussetzungen dazu wurden 
bereits schon vor der Verabschiedung des Genossen-
schaftszuordnungsgesetzes durch den Gesetzgeber 
in gemeinsamer zielgerichteter Zusammenarbeit 
von der Kanzlei und einzelnen Genossenschaften 
geschaffen. Von großer Tragweite waren auch die 
Umsetzung der Grundmietenverordnungen und die 
Einführung von Betriebskosten mit der Ersten 
Betriebskostenumlageverordnung. Die daraus fol-
genden rechtlichen Auseinandersetzungen konnten 
Dank der aus einer breiten Masse von Unternehmen 
gewonnenen vielfältigen Erfahrungen der Kanzlei 
und ihrer Mitarbeiter im Sinne der Unternehmen 
bewältigt werden. Die zielorientierte und von Verant-
wortung getragene Beratung trug wesentlich dazu 
bei, das Ansehen der unternehmerischen Woh-
nungswirtschaft in Sachsen bei Mietern und der 
Öffentlichkeit gerade in dieser auch von den Medien 
sehr stark beeinflussten Situation positiv zu gestal-
ten. Später kamen die Problematik von Dienstbarkei-
ten und Rechten Dritter an unseren Grundstücken 
hinzu. Dank Strunz - Alter meisterten wir alle rechtli-
chen Probleme. Und auch bei so manchem Disput 
mit dem einen oder anderen unserer Mitglieder und 
den örtlichen Mietervereinen haben Herr Strunz und 

Herr Alter mit ihren Mitarbei-
tern für die sächsischen Genossen-
schaften mehr als eine Lanze gebrochen.

Die ausgeprägte Beratung wird wirkungsvoll ergänzt 
durch eine Vielfalt von zielorientierten Schulungs-
maßnahmen, die damit einen wertvollen Beitrag zur 
Entwicklung von Fachleuten in der sächsischen Woh-
nungswirtschaft leisten. Viele unserer Kollegen wur-
den von der Kanzlei mit der Anwendung geltenden 
Rechts vertraut gemacht und in die Lage versetzt, 
auch in schwierigen subjektiven Entscheidungspro-
zessen die richtigen Lösungen für unsere Unterneh-
men zu treffen. 

Die Kanzlei Strunz - Alter war uns in all diesen Din-
gen ein kompetenter, leistungsstarker Partner. Insbe-
sondere das faire und freundschaftliche Verhältnis sei 
an dieser Stelle hervorgehoben. Als eine der führen-
den Rechtsberatungen für die Immobilienwirtschaft 
berät die Kanzlei zurzeit in Sachsen zwanzig Genos-
senschaften. Der Umstand, dass dreizehn von ihnen 
bereits mehr als fünfzehn Jahre mit Strunz - Alter 
verbunden sind, zeugt von dem Vertrauen und der 
Wertschätzung, die der Kanzlei von meinen Kollegen 
entgegengebracht werden. 

Wir sächsischen Wohnungsbaugenossenschaften 
gratulieren der Kanzlei Strunz - Alter auf das Herz-
lichste zum zwanzigjährigen Jubiläum. 

Wir wünschen Ihnen und all Ihren Mitarbeitern wei-
terhin gutes Gelingen, geschäftlichen Erfolg, persön-
liches Wohlergehen und treue Mandanten, zu denen 
auch wir in Zukunft zählen werden.

Im Namen der in der Mandantschaft der Kanzlei 
Strunz - Alter vertretenen Sächsischen Wohnungs-
baugenossenschaften

Ihr Claus Peters
Vorstand Wohnungsbaugenossenschaft „Wismut“ 
Stollberg eG 
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er Einigungsvertrag und seine Umset-Dzung in der Wohnungswirtschaft beim 
Übergang in die Marktwirtschaft

Mit der Aufnahme der Tätigkeit der Kanzlei am 1. De-
zember 1990 nahm die Realisierung der Aufgaben 
aus dem Gesetz zu dem Vertrag vom 31. August 
1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik über die 
Herstellung der Einheit Deutschlands und der Verein-
barung vom 18. September 1990 eine zentrale 
Bedeutung ein.

Eine besondere Herausforderung war dabei die 
Angleichung des Rechts der DDR an das Rechtssys-
tem der Bundesrepublik mit einer Vielzahl von Über-
gangsvorschriften, die zum Teil noch heute von ent-
scheidender Bedeutung sind, sowie die Überführung 
der Wohnungsgenossenschaften und Gebäudewirt-
schaftsbetriebe in eine marktwirtschaftliche Woh-
nungswirtschaft. 

Eine entscheidende Regelung war der Artikel 22 des 
Einigungsvertrages (EV), wonach das zur Wohnungs-
versorgung genutzte volkseigene Vermögen, dass 
sich in Rechtsträgerschaft der volkseigenen Betriebe 
der Wohnungswirtschaft befand, mit gleichzeitiger 
Übernahme der anteiligen Schulden in das Eigen-
tum der Kommunen übergegangen ist.

Nach der Protokollnotiz 13 zu Artikel 22 Abs. 4 des EV 
fällt der von den Wohnungsgenossenschaften für 
Wohnzwecke genutzte volkseigene Grund und 
Boden auch unter Abs. 4 des Artikel 22 EV und war 
letztlich in das Eigentum der Wohnungsgenossen-

schaften unter Beibehaltung der Zweckbindung zu 
übertragen.

Eine wesentliche Forderung des Artikels 22 Abs. 4 
des EV war auch die beschleunigte Förderung der Bil-
dung individuellen Wohnungseigentums durch Pri-
vatisierung dieses Vermögens.

Die Überführung der Betriebe der Gebäudewirt-
schaft und der kommunalen Wohnungsverwaltun-
gen vollzog sich einerseits durch Umwandlung nach 
dem Umwandlungsgesetz (BGBI. Teil I. 1985 Seite 
2355) mit der Bewirkung des Eigentumsübergangs 
der ehemals volkseigenen Grundstücke und Ver-
bindlichkeiten oder durch die Neugründung einer 
GmbH mit Sacheinlage der Grundstücke

In Ausnahmefällen wurden entsprechend der Kom-
munalverfassung kommunale Eigenbetriebe gebil-
det, die die Verwaltung und Bewirtschaftung des 
kommunalen Wohnungsbestandes realisieren.

Der Grund und Boden der genossenschaftlichen 
Wohnungsbestände wurde auf der Grundlage des 
Genossenschafts-Vermögenszuordnungsgesetzes 
entgeltlich mit Verfügungsbeschränkungen übertra-
gen. 

Für alle Unternehmen war der Start in die marktwirt-
schaftliche Wohnungswirtschaft mit erheblichen im 
Einigungsvertrag verankerten Einschränkungen ver-
sehen, die sich teilweise auch gravierend wirtschaft-
lich auswirkten.

So wurden Nutzungsverhältnisse über Grundstücks-
flächen nach den §§ 312 bis 315 ZGB der DDR (Erho-
lungsbauten und Garagen) festgeschrieben und in 
der Folge durch das Schuldrechtsanpassungsgesetz 
und dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz geregelt, 
welche noch heute fortwirken. 

Ebenso legte der Einigungsvertrag erhebliche Ein-
schränkungen bei der Einführung und Übernahme 
des bundesdeutschen Mietrechts fest. Dies bezog 
sich insbesondere auf Kündigungsrechte und die 
Mietpreisgestaltung. 

Nach der Betriebskostenumlage-VO waren die 
Unternehmen erstmals am 01.10.1991 berechtigt, 
Betriebskosten umzulegen und dafür Vorauszahlun-
gen zu erheben.

Die Grundmieten und Mieterhöhungsmöglichkeiten 
wurden durch die Grundmietenverordnungen gere-
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gelt, so dass sich erst am 01.01.1998 der endgültige 
Übergang in das Vergleichsmietensystem vollzog.

Das der Wohnraumversorgung dienende Vermögen 
war mit ungeklärten Eigentumsverhältnissen und 
Rückübertragungsansprüchen belastet. 
Diese Ansprüche auf Rückgabe des Haus- und 
Grundbesitzes entstammten nicht nur der Enteig-
nungspolitik der DDR zwischen 1949 und 1989, son-
dern resultierten auch aus den noch nicht entschä-
digten Enteignungen jüdischen Grundbesitzes durch 
die Nationalsozialisten. Das Vermögensgesetz von 
1990 ermöglichte den Alteigentümern, Aufträge auf 
Rückübertragung zu stellen. Mit dem Rückgabeprin-
zip vor der Möglichkeit der Entschädigung war eine 
der heikelsten Entscheidungen für die Stadtentwick-
lung im Osten gefallen. Bei den Ämtern zur Rege-
lung der offenen Vermögensfragen stapelten sich ca. 
2,2 Mio. Anträge auf Restitution von Grundvermö-
gen. Diese Eigentumsfragen sind bis heute noch 
nicht restlos geklärt, was erhebliche Investitionsver-
zögerungen mit sich gebracht hat. 

Die Verschuldung der neugegründeten kommuna-
len Wohnungsunternehmen und der Wohnungsge-
nossenschaften aufgrund der von der Deutschen Kre-
ditbank übernommenen und seit 1990 zu verzinsen-
de Forderungen belief sich 1992 auf ca. 51 Mrd. DM. 
Gleichzeitig mussten aufgrund des hohen Sanie-
rungsbedarfs durch die Wohnungsunternehmen 
neue Kreditbelastungen aufgenommen werden. 

Mit dem Altschuldenhilfegesetz (AHG) von 1993 ver-
suchte die Bundesregierung die Situation zu ent-
schärfen. Den Wohnungsunternehmen wurde die 
Hälfte ihrer Altschulden unter der Bedingung erlas-
sen, dass sie 15 % ihres Wohnungsbestandes bis 
Ende 2008 vorrangig an Mieter privatisieren. Dieser 
Zeitraum der Privatisierung stellte hohe Ansprüche 
an die Kanzlei hinsichtlich der Vertragsgestaltung zu 
den einzelnen Privatisierungsmodellen und war der 
Auftakt der Tätigkeit auf dem Gebiet des Wohnungs-
eigentumsrechts.

Diese Herausforderungen an die Unternehmen der 
Wohnungswirtschaft waren eingebettet in die 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, die neben 
den politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Umwälzungen von der Abwanderung der Mie-
ter, Rückgang der Geburten und Verunsicherung der 
Menschen geprägt war. Durch den drastischen 
Abbau von Arbeitsplätzen und der sozialen Infra-
struktur sind die Auswirkungen für die Unternehmen 
der Wohnungswirtschaft und der städtebaulichen 
Entwicklung sukzessiv verstärkt worden.

Aus der Wohnungsnot im Jahre 1990 wurde heute 
ein Wohnungsüberhang mit einhergehendem Woh-
nungsleerstand, der die Bundesregierung zwang, die-
sem Prozess mit Hilfe des Stadtumbauprogrammes 
zu begegnen, was letztlich mit neuen Herausforde-
rungen für unsere Mandanten und die Kanzlei ver-
bunden ist.

11
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er Systemwechsel im Arbeits- und
SozialrechtD

Da in der DDR Dienstleistungen bekanntlich knapp 
waren, mussten auch die Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft ihre Unternehmensaufgaben mög-
lichst aus eigener Kraft realisieren. Große Wohnungs-
unternehmen beschäftigten teilweise über 100 Mit-
arbeiter, viele davon im gewerblichen Bereich (z. B. 
Handwerker aus jedem benötigten Gewerk).

Unter den Bedingungen der Marktwirtschaft muss-
ten insbesondere große Wohnungsunternehmen 
ihre Unternehmensstruktur vollkommen umstellen, 
was in der Regel mit Personalabbau bzw. -überlei-
tung verbunden war. Problematisch dabei war, dass 
das nun geltende Bestandsschutzrecht die ostdeut-
schen Gegebenheiten, die etwa in sehr langen 
Betriebszugehörigkeiten bestanden, nicht ausrei-
chend gerecht wurde. 

Nachdem zunächst ein allgemeiner Trend zum Out-
sourcing vorhanden war, gab es aber auch eine 
gegenläufige Entwicklung, indem z. B. Hausmeister-
dienste wegen des besseren Kontakts zu den Mie-
tern wieder durch eigene Mitarbeiter verrichtet wur-
den. 

In seinen Grundsätzen ist das Arbeitsverhältnis im 
Dienstrecht des BGB geregelt. Darüber hinaus gibt es 
eine Vielzahl arbeitsrechtlicher Vorschriften, was die 
Personalarbeit sehr erschwert. Der immer mal wieder 
auftauchende Gedanke eines einheitlichen Arbeits-
gesetzbuches wird wohl nie verwirklicht werden, 
dabei wären bei einer solchen Kodifikation zu viele 

gesellschaftliche Interessen unter einen Hut zu brin-
gen. 

Veränderungen im Arbeitsrecht sind häufig auch von 
den politischen Ambitionen der jeweiligen Regie-
rung bestimmt. Ein sehr gutes Beispiel dafür ist die 
Entwicklung des Kündigungsschutzrechtes, das je 
nach den herrschenden politischen Mehrheiten 
modifiziert wird. 

Für die Unternehmen der Immobilienwirtschaft 
bedeutsam ist zunehmend auch die Anwendung 
der rechtlichen und tarifvertraglichen Regelungen 
zur effektiven Nutzung der vorhandenen Arbeitska-
pazitäten, etwa durch flexible Arbeitszeitmodelle. 
Die rechtlichen Möglichkeiten dazu entwickelten 
sich parallel mit den Anforderungen der Wirtschafts-
praxis. 

Arbeitgeberseitige Tarifpartei für die Wohnungswirt-
schaft auch der ostdeutschen Bundesländer ist der 
Arbeitgeberverband der deutschen Immobilienwirt-
schaft e. V. und nicht wie in anderen Wirtschaftszwei-
gen der territoriale Branchenverband. Der Beitritt 
zum Arbeitgeberverband, der zu Beginn der neunzi-
ger Jahre fast automatisch vollzogen wurde, bedeu-
tete auch für viele ostdeutsche Unternehmen die 
Bindung an die Branchentarife. 

Bereits Ende der neunziger Jahre wurden die tarifli-
chen Vergütungen in den östlichen Bundesländern 
an die der westlichen angeglichen, somit zu einem 
Zeitpunkt, als andere Branchen davon noch weit 
entfernt waren. Spätestens nachdem weitere ökono-
mische Belastungen auf die Unternehmen, etwa 
durch Leerstand und den daraus resultierenden Fol-
gen, zukamen, waren viele mit den nun geltenden 
Tarifen überfordert. Seitdem hat sich durch die Ent-
wicklung die Schere zwischen tariflicher und nichtta-
riflicher Vergütung für vergleichbare Tätigkeiten wei-
ter geöffnet, der Unterschied beträgt teilweise bis 
100 %. 

Logische Konsequenz waren zahlreiche Austritte aus 
dem Arbeitgeberverband, wobei durch die Nachwir-
kung der Tarifverträge eine Loslösung von der Tarif-
bindung nur auf längere Frist erfolgt. Da z. B. der seit 
1997 geltende Manteltarifvertrag Wohnungswirt-
schaft seither nicht gekündigt wurde, sind nur solche 
Unternehmen nicht mehr daran gebunden, die bis 
31.12.1996 aus dem Verband ausgeschieden sind. 

Das bundesdeutsche Arbeitsrecht wird sehr von der 
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Rechtsprechung, insbesondere des Bundesarbeits-
gerichts, bestimmt. Grundsätzliche Richtungsände-
rungen in der Rechtsprechung sind im Arbeitsrecht 
relativ selten. Jedoch hat in den vergangenen Jahren 
der Europäische Gerichtshof mehrfach arbeitsrechtli-
che Praktiken in Deutschland für nicht mit dem euro-
päischen Recht vereinbar erklärt und somit den deut-
schen Gesetzgeber bzw. die Justiz zum Handeln ver-
anlasst. 

Das Sozialrecht war in den letzten 20 Jahren davon 
geleitet, einerseits die hohe Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, andererseits aber die Sozialkassen zu 
entlasten. In Ostdeutschland gab es eine Entwick-
lung in der Arbeitslosigkeit von 1990 = 0 % auf 
Anfang 2005 = 22,8 %. 

Revolutionierend für das Sozialsystem war die Ein-
führung des ALG II zum 01.01.2005. Damit wurden 
die früheren Sozialhilfe und die Arbeitslosenhilfe 
zusammengeführt. 

Aus der Sicht eines Großvermieters hat ALG II positi-
ve und negative Aspekte. Sicher wäre der eine oder 
andere Mieter, dessen Wohnkosten die ARGE monat-
lich überweist, ohne ALG II heute ein Mietschuldner. 

Werden allerdings die Wohnkosten nicht oder 
nicht voll übernommen, weil die Wohnung für die 
Mieter zu groß oder zu teuer ist, wird die Lösung 
des Problems auf Mieter und Vermieter übertra-
gen. 

Während in den letzten zwanzig Jahren der Staat 
das vorzeitige Ausscheiden aus dem Arbeitsleben 
durch verschiedene Maßnahmen finanziell 
gestützt hat, ist dies durch die Rechtsentwicklung 
nun nicht mehr gegeben. Die „Rente mit 67“ 
bezahlt der Arbeitnehmer, der vorzeitig Leistun-
gen der Rentenversicherung in Anspruch nimmt, 
mit einem Abzug von der Regelrente in Höhe von 
jährlich 3,6 %. 

Die Altersteilzeitregelung gibt es zwar nach dem 
31.12.2009 weiter. Seit Beginn diesen Jahres ist 
jedoch die Förderung durch die Bundesagentur 
für Arbeit entfallen, sodass die Arbeitgeber stärker 
bei weiterer Gewährung der Altersteilzeit belastet 
würden.

Da derzeit durch die Wirtschaftsentwicklung die 
Arbeitslosenzahlen rückläufig sind, kann sich die 
Regierung eine solche Politik offensichtlich leisten. 
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ie Entwicklung des Mietrechts in den 
neuen BundesländernD

1. Rechtliche und tatsächliche Rahmenbedin-
gungen

Mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland ist für das Mietrecht in den fünf neuen 
Bundesländern ab dem 03.10.1990 das Recht der 
BRD, insbesondere das Bürgerliche Gesetzbuch, anzu-
wenden, das übrigens auch zu DDR-Zeiten von 1949 
bis 1975 – dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zivil-
gesetzbuches der DDR – galt.

Das Wohnraummietrecht der DDR war insbesondere 
in den §§ 94-132 ZGB-DDR geregelt. Der gesamte 
Wohnraum unterlag der staatlichen Lenkung. Auf-
grund der staatlichen Wohnraumzuweisung wurde 
ein schriftlicher Mietvertrag abgeschlossen, wobei 
beide Ehegatten Mieter wurden, auch wenn nur ein 
Ehegatte den Vertrag abgeschlossen hatte – was 
auch heute noch von Bedeutung ist, 
§ 100 Abs. 3 ZGB-DDR. Nach der gesetzlichen Rege-
lung in §§ 101, 104 BGB war der Mieter für die maler-
mäßige Instandhaltung, der Vermieter für die 
Instandhaltung im Übrigen zuständig. Der Mietpreis 
wurde auf der Grundlage staatlicher Verordnungen 
vereinbart. Mieterhöhungsmöglichkeiten bestanden 
bei Modernisierungen bzw. Erweiterungen. Bei Zah-
lungsverzug durften gemäß §§ 102 f. ZGB-DDR die 
„Betriebe der Gebäude- und Wohnungswirtschaft 
eine Gebühr von 10 % des rückständigen Mietprei-
ses erheben“ – zusätzlich zu den allen Vermietern 
zustehenden Verzugszinsen von 4 % und Mahnge-
bühren. Die Hausordnung war von Mietern und Ver-

mietern gemeinsam auszuarbeiten, d. h. sie galt bei 
Zustimmung der Mehrheit, § 106 ZGB-DDR. Auch 
das ZGB-DDR kannte eine mangelbedingte Miet-
preisminderung, die allerdings vereinbarungsbedürf-
tig war – eine Vorstellung, die heute noch bei älteren 
Wohnungswirtschaftlern anzutreffen ist. Eine Beson-
derheit des Mietrechts der DDR waren die Mieterge-
meinschaften, die als vertragsfähig galten, Vereinba-
rungen mit dem Vermieter aushandeln und über 
eigenes Vermögen verfügen konnten, das sie zur 
gemeinsamen Nutzung einsetzen sollten. Sie waren 
z. B. für die Organisation der den Mietern übertrage-
nen Hausreinigung und des Winterdienstes zustän-
dig – wobei die Vermieter heute wegen zunehmen-
der Ausführungsstreitigkeiten erhebliche Anstren-
gungen zur Rückführung dieser Pflichten auf die 
Vermieterseite unternehmen.  Bei Konflikten, wie 
Zahlungsverzug oder Hausfriedensstörungen, sollte 
sich die Mietergemeinschaft kameradschaftlich mit 
dem jeweiligen Mieter auseinandersetzen. Jedem 
Mieter wurde Kündigungsschutz gewährt. Nur bei 
gröblichen Pflichtverletzungen oder Eigenbedarf des 
Vermieters aus gesellschaftlich gerechtfertigten Grün-
den konnte das Mietverhältnis gerichtlich aufgeho-
ben werden – letzterenfalls hatte der Vermieter die 
Umzugskosten sowie Gerichtskosten zu erstatten, 
§ 122 ZGB-DDR. Eine Zwangsräumung der Wohnung 
setzte jedoch die Zuweisung anderen Wohnraums 
voraus. Rechtsschutz war in der DDR zweigleisig auf-
gebaut. So standen einerseits die Gerichte, insbeson-
dere die Kreis- und Bezirksgerichte zur Verfügung. 
Diese sollten praktisch jedoch nur subsidiär in 
Anspruch genommen werden, wenn zuvor eine Klä-
rung in der Hausgemeinschaft oder in Arbeitskollek-
tiven gescheitert war. Andererseits konnten auf-
grund des Eingabengesetzes sog. „Staatliche Organe“ 
bzw. „Parteiorgane“ angerufen werden.

Nach den Bestimmungen des Einigungsvertrages 
sowie des Art. 232 § 2 EGBGB galt ab dem Beitritt das 
BGB im Mietrecht. Die Kündigungsrechte waren in 
den ersten Jahren zulasten der Vermieter jedoch eng 
begrenzt. Zudem wurden die gesetzlichen – gestaf-
felten – Kündigungsfristen um weitere drei Monate 
verlängert.

Die ersten 6 Jahre waren sodann maßgeblich von 
einer Umstellung der Mietstruktur sowie Mietanhe-
bung geprägt. Für nach dem Beitritt fertiggestellte 
Wohnungen wurde das Vergleichsmietensystem 
eingeführt. Der weitaus überwiegende Wohnungs-
bestand war am 03.10.1990 jedoch – auf sehr niedri-
gem Niveau – preisgebunden und blieb dies 
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zunächst auch noch. Zunächst trat am 17.06.1991 
die Erste Grundmietenverordnung in Kraft, nach der 
der bisherige höchst zulässige Mietzins ab dem 1. 
Oktober 1991 um 1 DM/m² Wohnfläche monatlich 
angehoben werden durfte. Je nach Ausstattung und 
Lage der Wohnung konnte dieser Erhöhungsbetrag 
um 0,15 DM/m² erhöht oder verringert sein. Gleich-
zeitig wurde aufgrund der Betriebskostenumlagever-
ordnung die Umstellung der Bruttowarmmiete auf 
Nettokaltmiete mit abzurechnenden Nebenkosten-
vorauszahlungen bis zum 31.12.1997 für bis zum 
11.06.1995 abgeschlossene Mietverträge möglich. 
Dabei musste der Vermieter erstmals Umlage-
maßstäbe einführen. Gleichzeitig wurde die Grund-
miete entsprechend gesenkt, soweit sie bislang 
bereits Betriebskostenanteile enthielt. Es folgte am 
27.07.1992 die 2. Grundmietenverordnung, durch die 
der höchst zulässige Mietzins mit weiter unterglie-
derten Beschaffenheitszu- und -abschlägen erhöht 
wurde. Mieten für mitvermietete Garagen durften 
daneben um 15 DM monatlich angehoben werden. 
Ab dem 01.08.1995 wurden durch das Mietenüber-
leitungsgesetz Mieterhöhungen von 10, 15 oder 20 
Prozent je nach Alter und Zustand des Gebäudes 
möglich. Weitere 5 % Mieterhöhung waren zum 
01.01.1997 in größeren Gemeinden möglich. Nach 
diesem Gesetz galt übrigens die zweimalige Entrich-
tung eines erhöhten Mietzinses oder die zweimalige 
Duldung des Einzugs des Mietzinses im Lastschrift-
verfahren in dieser Höhe als Zustimmung. Einseitige 
Mieterhöhungserklärungen i. S. v. § 3 Miethöhege-
setz wegen Modernisierung durften 3 DM/m² bei 
Erklärungen, die bis zum 31.12.1997 abgegeben wur-
den, nicht übersteigen. Von 1998 bis 2001 galt 
sodann im Wesentlichen das Mietpreisrecht der §§ 
2-5 Miethöhegesetz. Mitte der neunziger Jahre 
begannen dann die ersten komplexen Sanierungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen, die überwiegend 
im bewohnten Bestand und teilweise sogar ohne 
Mietminderungen erfolgten. Abgesehen von der 
notwendigen Preisanpassung standen die Vermieter 
aber auch vor ganz praktischen Problemen, wie z. B. 
aufgrund sich bietender neuer Programmvielfalt bei 
Rundfunk und Fernsehen, was geradezu Fluten von 
Parabolantennen verursachte. Auch die Abwicklung 
von nunmehr endenden DDR-Mietverträgen führte 
zu unterschiedlichsten Auffassungen in der Recht-
sprechung. Zu nennen ist bspw. das Deckenplatten-
urteil des AG Zwickau. Überhaupt hatten und haben 
die Vermieter bei der Umstellung des Rechtssystems 
wohl die erheblichsten Schwierigkeiten im Hinblick 
auf die zulässigen divergierenden Auffassungen ein-
zelner Gerichte oder gar innerhalb ein und dessel-

ben Gerichts, was zur Sicherheit der Rechtslage nicht 
unbedingt beiträgt. 

Ein weiterer wesentlicher Einschnitt traf die Vermie-
ter der neuen ebenso wie die der alten Bundeslän-
der: die Mietrechtsreform im Jahre 2001. Zahlreiche 
Nebengesetze, wie das zuvor beschriebene MHG, 
wurden aufgehoben und – meist modifiziert – in das 
Bürgerliche Gesetzbuch überführt. Die Möglichkeit 
der Modernisierungsumlage ist auf sämtliche Maß-
nahmen zur nachhaltigen Einsparung von Energie 
ausgedehnt, der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
sowie der Regelfall des Umlagemaßstabes nach 
Wohnfläche im Betriebskostenrecht eingeführt, die 
Kappungsgrenze bei Mieterhöhungen auf der Basis 
der ortsüblichen Vergleichsmiete von 30 auf 20 % 
gesenkt worden. Die Vertragsparteien können wei-
terhin frei zwischen Inklusivmieten oder Nettomie-
ten zzgl. Betriebskostenpauschalen oder -vorauszah-
lungen wählen. Die Vorfälligkeit der Mietzahlung 
zum 3. Werktag des Monats ist der gelebten Vermie-
tungspraxis entsprechend gesetzlich geregelt wor-
den. Der Begriff Mietzins ist durch den Begriff der 
Miete ersetzt worden. Seit der Reform können die 
Parteien die vielfältigsten Anlageformen bei Mietsi-
cherheiten vereinbaren. Zusätzliche Mietsicherheiten 
dürfen bei der Herstellung der Barrierefreiheit sowie 
bei der Vertragsfortsetzung mit – dem erweiterten 
Kreis der – Eintrittsberechtigten nach dem Tod des 
Mieters vereinbart werden. Neu geregelt ist seither, 
dass der Erwerber des Grundstückes neben dem 
Veräußerer für die Rückzahlung der Mietkaution 
nach Vertragsende haftet. Die zeitliche Befristung bei 
Staffelmietverträgen auf 10 Jahre ist abgeschafft, bei 
Indexmietverträgen die Bezugnahme auf einen ein-
zig zulässigen Preisindex beschränkt worden. Schwer 
getroffen hat die Vermieter die Einführung asymme-
trischer Kündigungsfristen zugunsten der Mieter. 
Zeitmietverträge sind nur noch in abschließend auf-
gezählten Fallgestaltungen zulässig, was praktisch 
verstärkt zur Vereinbarung befristeter Kündigungs-
ausschlüsse geführt hat. 

Die Verwertungskündigung war auch nach der Miet-
rechtsreform noch bis 2004 in den neuen Bundeslän-
dern ausgeschlossen, was zu zahlreichen Kunstgrif-
fen in der Rechtsprechung bei der Zulässigkeit der 
notwendigen Abrisskündigungen führte.
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2. Problemschwerpunkte unserer Mandanten in 
den letzten 20 Jahren 

Während in den 90-er Jahren noch die großen The-
men Mieterhöhung, Modernisierung und Einführung 
von Betriebskosten eine Rolle spielten, befassen sich 
die Wohnungsunternehmen seit der Jahrtausend-
wende vornehmlich mit der zunehmenden Proble-
matik der Mietschulden, Beschränkungen durch 
Hartz IV und Mieterinsolvenzen. Der demographi-
schen Entwicklung geschuldet zwingen der steigen-
de Altersdurchschnitt und die damit einhergehen-
den veränderten Wünsche der Mieter an das Lebens-
umfeld – aber auch der Verlust der Mieter durch Tod 
oder Wegzug in betreute Einrichtungen zu neuen 
Handlungskonzepten. Der Stadtumbau stand in den 
letzten Jahren und steht auf der Tagesordnung, sei es 
durch Abriss oder Aufwertung von Wohnquartieren.

Im Gegensatz zu den ersten Wendejahren nehmen 
Streitigkeiten unter Nachbarn zunehmend Raum in 
der täglichen Vermietungspraxis ein. Auch das 
Anspruchsverhalten der Mieter steigt, die sich nun 
nicht mehr mit „Eingaben“ bescheiden sondern 
unvermittelt von dem ihnen zustehenden und zwi-
schenzeitlich auch bekannten Minderungsrecht 
Gebrauch machen sowie Klagen vor Gericht nicht 
mehr scheuen. Die stetig nach der Wende gestiege-
ne Zahl der Räumungsklagen und Zwangsräumun-
gen hat erhebliche Kostenbelastungen bei den Ver-
mietern verursacht. Einsparungseffekte werden zwi-
schenzeitlich mit Unterstützung höchstrichterlicher 

Rechtsprechung neben dem Gesetzeswortlaut 
gefunden, wie z. B. im Fall der sog. Berliner Räumung. 
Weitaus weniger hilfreich sind Rechtsprechung und 
Gesetzgebung dagegen im Bereich der Schönheits-
reparaturen gewesen. 

3. Ausblick: Was kommt?

Der absolute Mieterschutz zu DDR-Zeiten bei tat-
sächlich sehr knappem Wohnraumangebot hat sich 
in einen starken Mieterschutz bei großem Leerstand 
gewandelt. Einzelne Gesetzgebungsvorhaben sind 
bekannt geworden, wie z. B. mieterschützend die 
Berliner Initiative, Kinderlärm absolut duldungs-
pflichtig zu machen, oder die Vorhaben der Bundes-
regierung aus dem Koalitionsvertrag, die Kündi-
gungsfristen zu vereinheitlichen oder Mietminderun-
gen bei Modernisierungsmaßnahmen zu unterbin-
den. Die großen Probleme der Rechtsprechung – 
wie die Schönheitsreparaturen – oder der Praxis – 
wie die zunehmender Insolvenzen oder Mietnoma-
dentum, werden wohl auf absehbare Zeit nicht 
gelöst und bleiben der Wohnungswirtschaft überlas-
sen. Praktisch wird sich die Wohnungswirtschaft 
wohl einem differenzierten Mietermarkt gegenüber 
sehen und ihre Angebote entsprechend ausrichten. 
So wird bezahlbarer Wohnraum für Sozialleistungs-
empfänger ebenso bestandsrelevant bleiben wie die 
Umstellung auf die alterslastige Mieterstruktur unum-
gänglich ist. Neben altbekannten wird es daher – so 
viel ist sicher – auch zukünftig neue, spannende 
Rechtsfragen geben. 
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nergie und Immobilie – Rechtliche, wirt-Eschaftliche und technische Entwicklun-
gen seit 1990 und ihre gegenseitige 
Beeinflussung

Die vergangen zwei Dekaden haben im Bereich der 
Energieversorgung für Immobilien umfangreiche 
Änderungen hervorgebracht. In den Versorgungsbe-
ziehungen für Elektrizität, Gas und Fernwärme haben 
sich die rechtlichen  Reformen, wirtschaftlichen Ent-
wicklungen und technischen Innovationen gegen-
seitig nicht nur gefördert und beeinflusst, sondern 
teilweise auch bedingt.

So wären Angebote wie die Wärmelieferung und 
gleichzeitige Arealnetzversorgung der Wohnungs-
mieter mit Strom aus einem im Wohngebäude 
installierten und von einem Contractor betriebenen 
Blockheizkraftwerk (BHKW) am Anfang des hier 
betrachteten Zeitraums nicht nur rechtlich kaum 
umsetzbar, sondern auch wirtschaftlich und tech-
nisch nicht beherrschbar gewesen. Begriffe wie Con-
tracting oder Arealnetz, waren zu diesem Zeitpunkt 
noch Fremdwörter.

Das Jahr 1990 brachte für die damals neuen Bundes-
länder die Einführung der Rechtsstrukturen aus der 
Bundesrepublik in den laufenden Lieferbeziehungen. 
Im Einigungsvertrag (Anlage I, Kapitel V, Sachgebiet 
D, Abschnitt III, Nr. 15-17) wurde das Inkrafttreten der 
Verordnungen über die Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen für Gas (AVBGasV), Elektrizität (AVBEltV) und 
Fernwärme (AVBFernwärmeV) am 03.10.1990 verein-
bart. Mit diesem Datum wurde in die bestehenden 
Lieferbeziehungen weitgehend das bewährte bun-
desdeutsche Recht übertragen, ohne dass es zu-
nächst zu einer Neubegründung der Lieferverträge 
kam.

Gleichzeitig traten weitgehend die konkurrierenden 
Gesetze, Verordnungen und Durchführungsverord-
nungen der DDR außer Kraft. Allerdings gelten gera-
de im Bereich der Energieversorgung auch noch 
Teile der Energieverordnung der DDR u. a. wegen 
bestehender Mitbenutzungsrechte an Grundstücken 
und Bauwerken weiter. Die Übergangsfristen laufen 
hier spätestens zum 31.12.2010 aus (vgl. Einigungs-
vertrag Anlage II, Kapitel V, Sachgebiet D, Abschnitt 
III, Nr. 4). Bei Abschluss des Einigungsvertrages ging 
man offensichtlich davon aus, dass eine Anpassung 
der Infrastruktur einen Zeitraum von 20 Jahren in 
Anspruch nehmen würde.

Mit der Über-
nahme des 
bundesdeut-
schen Rechts 
wurden 
zunächst 
auch die alt-
hergebrach-
ten Strukturen 
der Energiever-
sorgung über-
nommen. Diese 
waren sowohl für Erd-
gas und Elektrizität, als 
auch für Fernwärme durch 
Monopole gekennzeichnet. Man-
gels Öffnung der jeweiligen physi-
schen Versorgungsnetze waren in der Regel die 
Betreiber der Netze zugleich Produzenten der jewei-
ligen Energie. Demzufolge waren die Lieferbeziehun-
gen dann auch fest in den Händen der Kraftwerks- 
und Netzbetreiber.

Genau diese Strukturen wurden auf die neuen Bun-
desländer übertragen. 

Unterschiede ergeben sich hinsichtlich der Energie-
träger dahingehend, dass die Elektrizitäts- und Gas-
versorgung überwiegend überregional strukturiert 
war, wohingegen die Fernwärmeversorgung tech-
nisch bedingt lokalen Versorgern, wie Stadtwerken 
oder anderen kommunalen Unternehmen vorbehal-
ten war.

Erste Innovationen und Markteinführungen im 
Bereich der regenerativen Energien und neue wirt-
schaftliche Modelle, wie das Energiecontracting führ-
ten Anfang und Mitte der 1990er Jahre zu ersten 
Strukturänderungen zunächst im Bereich der Wär-
meversorgung. Zur Jahrtausendwende war daher 
die Diskussion um das Wärmecontracting in der Woh-
nungswirtschaft in vollem Gange. Die Rechtsunsi-
cherheiten hinsichtlich der Einführungsmöglichkei-
ten von Wärmecontracting im laufenden Mietver-
hältnis wurden erst durch die BGH-Rechtsprechung 
im Zeitraum 2005-2007 beseitigt.

Noch einschneidender für die Strukturen der Ener-
gieversorgung waren aber die rechtlichen Änderun-
gen im Bereich der Belieferung mit Strom und Erd-
gas. Unter maßgeblicher Beeinflussung durch das 
Europarecht wurde 1998 das Gesetz zur Neurege-
lung des Energiewirtschaftsrechts verabschiedet. 
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Kern der Änderungen des Energiewirtschaftsrechts 
und der späteren Verordnungsnovellen war die Ent-
flechtung von Netzbetrieb und Lieferverträgen. Dazu 
wurde gesetzlich der Netzzugang für Dritte erzwun-
gen, was eine Marktöffnung bei leitungsgebunde-
nen Energien erst möglich machte. 

Ausdruck findet dies auch in der Änderung der All-
gemeinen Versorgungsbedingungen. Die AVBEltV 
wurde 2006 durch die Stromgrundversorgungsver-
ordnung und die Netzanschlussverordnung ersetzt, 
wobei erstere die Lieferbeziehung betrifft und letzte-
re den getrennt zu betrachtenden Netzanschluss, da 
die Vertragspartner für beide Rechtsbeziehungen 
jetzt divergieren konnten. Bei der Erdgasversorgung 
erfolgte gleichlaufend ein Ersatz der AVBGasV durch 
die Niederdruckanschlussverordnung (NDAV) und 
die Gasgrundversorgungsverordnung (GasGVV)

Folge war die Öffnung des Strommarktes, die schnell 
zu einem enormen Anstieg der Anzahl von Stroman-
bieter führte, die sich im Rahmen der anschließen-
den Marktkonsolidierung wieder stark verringerte. 

Eine ähnliche Entwicklung findet augenblicklich am 
Gasmarkt statt.

Allein im Bereich der Fernwärmeversorgung ist, 
bedingt durch die lokale Begrenztheit der Netze, 
bislang eine Marktöffnung nicht angestoßen. Die 
AVBFernwärmeV hat daher bis heute keinen Nachfol-
ger gefunden. Allerdings ist im Wärmemarkt seit eh 
und je ein stärkerer Wettbewerb vorhanden, da zur 
Beheizung nicht nur Fernwärme, sondern auch ande-
re leitungsgebundene und nicht leitungsgebundene 
Energieträger (z. B. Heizöl) zur Verfügung stehen.

Neben den strukturellen Änderungen im Massen- 
und Tarifmarkt, hat es selbstverständlich atypische 
Vertragsverhältnisse im Energiebereich gegeben. 
Daneben gab und gibt es eine große Anzahl von 
Sonderverträgen, die teilweise von den Versorgern in 
großem Umfang angeboten wurden. In der Regel 
handelt es sich hier um besondere Tarife, die an nur 
teilweise modifizierte Vertragsbedingungen gekop-
pelt sind. Hierfür ist der Begriff des Norm-
Sondervertrags geprägt worden.

Auf diesem Gebiet spielen sich derzeit zahlreiche 
Rechtsstreitigkeiten ab, die unter anderem klären 
sollen, unter welchen Bedingungen Preise im laufen-
den Energieliefervertrag angepasst werden können. 

Zwar ist zwischenzeitlich durch zahlreiche BGH-
Urteile geklärt, welche Anforderungen an eine wirk-
same Preisanpassungsvereinbarung gestellt werden, 
oder mit welchen Formulierungen die Preisanpas-
sungsregeln der Grundversorgungsverordnungen in 
Verträge einbezogen werden können. Umstritten ist 
aber noch in welcher Form dies geschehen muss, ob 
beispielsweise ein Verweis auf die Norm ausreicht 
oder ob die nicht einschlägige Verordnung an Ver-
braucher ausgehändigt werden muss.

In den vergangen Jahren war besonders die Ölpreis-
kopplung und deren durchschlagende Wirkungen, 
sowohl auf Heizöl- und Gaspreise, aber auch auf 
Strom- und Fernwärmepreise umstritten. In diesem 
Zusammenhang wurde für die Allgemeinen Tarife 
geklärt, unter welchen Umständen eine einseitige 
Preisanpassung nach billigem Ermessen gemäß 
§ 315 BGB durch den Versorger erfolgen kann. Prinzi-
piell wurde für die allgemeinen Tarife die Ölpreisbin-
dung bestätigt.

Preisentwicklung leichtes Heizöl Rheinschiene
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Viel Beachtung hat aber die neue Rechtsprechung 
des BGH zu den sogenannten HEL-Klauseln in Son-
derverträgen gefunden, die eine zu enge Bindung 
an die Preisentwicklung für leichtes Heizöl zumin-
dest bei der Gaslieferung ausschließt. Da die Erwä-
gungen des BGH in diesem Urteil auch auf andere 
Energieliefer-Sonderverträge übertragbar sind, ist für 
die nähere Zukunft als Reaktion mit deutlichen Ände-
rungen in der Tarifstruktur der Versorger zu rechnen.

Weitere wichtige Betätigungsfelder im Schnittpunkt 
Energierecht und Immobilien bietet nach wie vor 
der Stadtumbau. 

Bei allen Energienetzen, ebenso wie bei Wasser- und 
Abwassernetzen, spielen die Fragen nach der Kos-
tenlast für Instandhaltung und Anpassung der 
umfangreichen Infrastruktur eine gewichtige Rolle. 
Die Probleme sind, ebenso wie die Preisklauseln, 
bereits beim Vertragsabschluss der häufig langfristi-
gen Lieferverträge zu berücksichtigen. Die Kanzlei 
hat insbesondere beim Abschluss spezieller Stadt-
umbauvereinbarungen zwischen Großvermietern 
und Versorgungsunternehmen in den vergangen 
Jahren umfangreiche Erfahrungen sammeln können.  
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er Weg von der Gesamtvollstreckung Dzur Insolvenz

Die wirtschaftliche Situation sächsischer Wohnungs-
unternehmen ist durch strukturell bedingten Leer-
stand belastet. Das Angebot an Wohnraum ist nach 
wie vor – trotz Abriss – deutlich höher als die Nach-
frage. In den letzten Jahren war zu beobachten, dass 
die Situation schwieriger wird. Neben strukturellen 
Problemen sieht sich die Wohnungswirtschaft nach 
einem wirtschaftlich schwierigen Start Anfang der 
1990er Jahre in den letzten Jahren mit einem weite-
ren wirtschaftlichen Risikofaktor konfrontiert: der 
steigenden Zahl der Insolvenzverfahren ihrer Ver-
tragspartner sowie des Anstiegs der Forderungsaus-
fälle durch Insolvenz. Der Anstieg der Zahl der Insol-
venzverfahren ist dabei nicht nur auf die Wirtschafs-
krisen der vergangenen Jahre, sondern auch auf die 
Entwicklung des Insolvenzrechts seit der Wieder-
vereinigung zurückzuführen.

Insolvenzrechtliche Entwicklungen in den 
1990er Jahren

Nach der politischen „Wende“ galten in den neuen 
Bundesländern die Konkursordnung, eines der Bis-
marckschen Reichsjustizgesetze, vom 10.02.1877, die 
Vergleichsordnung vom 26.02.1935 sowie die kurz 
vor dem Ende der DDR erlassene Gesamtvollstre-
ckungsordnung vom 06.06.1990, die auf die am 
01.01.1976 in Kraft getretene Gesamtvollstreckungs-
verordnung der Deutschen Demokratischen Repub-
lik zurückgeht. In den 1990er Jahren war die Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens schwierig und daher 
selten. Einerseits wurden unter Geltung der Konkurs-

ordnung zuletzt nur ca. 25 % der Verfahren über-
haupt eröffnet, während bei den übrigen 75 % die 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist. 
Andererseits war die Sanierung von Unternehmen 
die Ausnahme.

Im Zuge dessen waren Berührungspunkte mit insol-
venzrechtlichen Fragestellungen für wohnungswirt-
schaftliche Unternehmen in den 1990er Jahren sel-
ten. Gelegentlich stellten sich Fragen rund um die 
Insolvenz eines Dienstleisters oder Bauunterneh-
mens. Häufiger – aber dennoch selten – waren For-
derungsanmeldungen im Konkursverfahren. 

Für das ein oder andere Wohnungsunternehmen 
stellte sich allenfalls die Frage des eigenen Konkur-
ses. Hintergrund für die wirtschaftlichen Schwierig-
keiten Anfang der 1990er Jahre war die hohe Bela-
stung mit Altschulden. Diese Altschulden beruhten 
auf dem Umstand, dass der Wohnungsbau in der 
ehemaligen DDR durch Kredite der Staatsbank der 
DDR finanziert worden war, die zum Zeitpunkt der 
Währungsunion (1990) in Höhe von ca. 72 Mrd. DDR-
Mark valutierten. Die Übernahme der DDR-Staats-
bank durch westdeutsche Banken machte daraus ca. 
36. Mrd. DM markwirtschaftliche Schulden, die mit 
der Wiedervereinigung anteilig auf die 1.200 neu 
gegründeten Wohnungsunternehmen übertragen 
wurden. Durch Zinsen und ausbleibende Tilgung 
stiegen bis 1993 die gesamtostdeutschen Altschul-
den auf umgerechnet 26 Mrd. €. Mit dem Altschul-
denhilfegesetz von 1993 übernahm der Bund die 
Altschulden bis zu einer Grenze von 77 €/m². Im 
Gegenzug verpflichteten sich die Wohnungsunter-
nehmen, die Altschulden anzuerkennen und 15 % 
ihres Wohnungsbestandes in den folgenden 10 Jah-
ren zu privatisieren. Im Rahmen dieser Privatisierung 
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erfolgte bei zahlreichen Objekten die Aufteilung in 
Wohnungseigentum. Dadurch trat eine Entlastung 
der Wohnungsunternehmen ein, so dass die Frage 
des Konkurses weitgehend vom Tisch war.

Die Reform des Insolvenzrechts 1999

Am 1. Januar 1999 sind die Insolvenzordnung (InsO) 
und ihr Einführungsgesetz (EGInsO) nach einer jahr-
zehntelangen Entwicklung, die in den alten Bundes-
ländern bereits in den 1970 Jahren begann, in Kraft 
getreten. Die Insolvenzordnung löste die Konkurs-
ordnung von 1877, die Vergleichsordnung von 1935 
und die Gesamtvollstreckungsordnung von 1991 ab. 
Mit der Rechtsreform war das sog. Privatinsolvenz-
verfahren eingeführt worden, das es jedermann 
ermöglichte, die sog. Restschuldbefreiung zu erlan-
gen. Damit war zunächst aber nur ein leichter 
Anstieg der Insolvenzverfahren verbunden. Dies war 
dadurch begründet, dass weiterhin ein erheblicher 
Teil der Insolvenzverfahren mangels Masse nicht 
eröffnet wurden. Für die Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft ergaben sich daher auch keine nen-
nenswerten Veränderungen im Gegensatz zu den 
1990er Jahren. Erste – aber seltene – Erscheinungen 
der Verbraucherinsolvenzverfahren von Mietern 
waren, dass einige Insolvenzverwalter das Woh-
nungsmietverhältnis des Schuldners kündigten, um 
die zuvor vom Schuldner geleistete Kaution für die 
Insolvenzmasse zu gewinnen.

Die Insolvenzrechtsänderung 2001

Das Insolvenzrechtsänderungsgesetz vom 31. Okto-
ber 2001 enthielt Neuregelungen zur Verbraucherin-
solvenz und zur Einführung der sogenannten Kos-
tenstundung (§§ 4 a ff. InsO). Es ist am 1. Dezember 

2001 in Kraft getreten. Die Tatsache, dass nach dieser 
Neuregelung Insolvenzverfahren auch eröffnet wer-
den konnten, wenn nicht ausreichend Masse zur 
Deckung der Verfahrenskosten vorhanden war, führ-

te zu einem sprunghaften Anstieg der Verfah-
renszahlen. Das ursprüngliche Bild der Eröff-
nungszahlen hat sich ins Gegenteilt verkehrt: 
heutzutage werden ca. 85 % aller Verfahren 
eröffnet und bei nur noch ca. 15 % wird die 
Eröffnung mangels Masse abgewiesen.

Mit der steigenden Zahl der Verbraucherinsol-
venzverfahren traten auch verstärkt Insolvenz-
verfahren von Mietern und Genossenschafts-
mitgliedern von Wohnungsunternehmen auf. 
Zunächst beschränkten sich die Sachverhalte, 
mit denen die Wohnungsunternehmen kon-
frontiert waren, auf Forderungsanmeldungen 
zur Insolvenztabelle und die daraus resultie-
renden seltenen Quotenzahlungen. Nach und 
nach kamen Probleme im Hinblick auf die 
weitere Durchführung des Mietverhältnisses 

hinzu. Zunächst stellten sich dabei insbesondere die 
Frage nach den Kündigungsmöglichkeiten des Miet-
verhältnisses, der sich anschließenden Räumung der 
Wohnung und der Durchführung von Schönheitsre-
paraturen bzw. der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen. 

Wohnungsmietvertragskündigungen durch Insol-
venzverwalter kamen indes nicht mehr vor. Diese 
Möglichkeit hatte der Gesetzgeber mit der Reform 
von 2001 versagt. Gleichzeitig entfachten nunmehr 
durch Insolvenzverwalter ausgesprochene Kündi-
gungen der Mitgliedschaft des Insolvenzschuldners 
in einer Wohnungsgenossenschaft neue Diskussio-
nen. Die Zahl dieser Kündigungen nahm sprunghaft 
zu, nicht zuletzt deshalb, weil die Nominalwerte der 
gezeichneten Anteile im Regelfall deutlich über den 
rechtlich zulässigen Kautionssummen lagen. In aller 
Regel stellt der Genossenschaftsanteil auch den ein-
zigen geldwerten Vermögensgegenstand des Insol-
venzschuldners dar, mit dem die Kosten des Insol-
venzverfahrens abgedeckt werden können. Die Dis-
kussion um die Zulässigkeit einer solchen Kündi-
gung der Mitgliedschaft hat im Jahr 2009 der Bun-
desgerichtshof beendet: Er entschied, dass die 2001 
eingeführten Regelungen zur Kündigung des Miet-
verhältnisses über die Wohnung nicht auf die Mit-
gliedschaft in Wohnungsgenossenschaften ange-
wandt werden dürfen. Nicht erst seit dieser Entschei-
dung aus dem März 2009 sind die Wohnungsgenos-
senschaften und die Genossenschaftsverbände um 
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eine entsprechende Änderung der Insolvenzord-
nung bemüht, die die Kündigung der Mitgliedschaft 
durch den Insolvenzverwalter verbietet. 

Im Bereich der Wohnungseigentumsverwaltung 
stellten sich zunächst nach den Novellen von 
1999/2001 ähnliche Probleme wie in der Mietverwal-
tung: die Anmeldung von Forderungen und die 
darauf entfallenden extrem niedrigen Quotenzah-
lungen. Durch das Instrument der „Freigabe“ von 
Vermögensgegenständen aus der Insolvenzmasse 
kamen schnell neue Probleme auf. In den 1990er 
Jahren hatten eine Reihe von Kapitalanlegern – 
meist gleich mehrere – Eigentumswohnungen 
gekauft und durch Kreditaufnahme finanziert. Im 
Gegensatz zu Wohnungsunternehmen, die im Rah-
men von Stadtumbaumaßnahmen eine Vielzahl von 
Wohnungen zurückgebaut hatten und damit die 
Leerstandsquoten senken konnten, sahen sich kapi-
talanlegende Wohnungseigentümer mit einem 
immer weiter steigenden Leerstand konfrontiert. 
Durch lange Zins-bindungsfristen konnten fallende 
Zinssätze nicht genutzt werden, was besonders nach 
Auslaufen der steuerlichen Abschreibungen eine 
erhebliche finanzielle Belastung darstellte. Im Zuge 
dessen konnten Kreditverbindlichkeiten nicht mehr 
bedient werden. Für viele zahlungsunfähige Woh-
nungseigentümer war das Privatinsolvenzverfahren 
die letzte Hoffnung, aus der „Schuldenfalle Eigen-
tumswohnung“ zu entkommen. War die Wohnung 
nicht vermietet, so dass damit keine Einnahmen für 
die Insolvenzmasse generiert werden konnten, gab 
der Insolvenz-verwalter die Wohnung aber aus der 

Insolvenzmasse frei. Das hatte zur Folge, dass der 
Schuldner ab diesem Zeitpunkt wieder allein zur 
Zahlung des Hausgeldes verpflichtet war. Daneben 
war das Wohneigentum auch weiterhin mit den 
Grundschulden belastet, die die Kreditverbindlich-
keit zum Erwerb der Wohnung sicherten. Neue 
Schulden des Eigentümers liefen auf, die mit nicht-
unerheblichen Liquiditätsausfällen der Eigentümer-
gemeinschaften verbunden waren. 

Zukünftig werden sich immer häufiger Fragen rund 
um die Nachlassinsolvenz stellen. Infolge der verän-
derten Altersstrukturen sehen sich nicht nur Woh-
nungsunternehmen immer häufiger mit dem Tod 
und der Nachlassinsolvenz ihrer Mieter konfrontiert. 
Auch aufgrund der Tatsache, dass die Eigentums-
wohnungen, die im Rahmen der Altschuldenhilfepri-
vatisierung geschaffen wurden, meist an ehemalige 
Mieter verkauft wurden, die nunmehr alle das Ren-
tenalter erreicht haben, tritt in vielen Eigentümerge-
meinschaften eine Überalterung ein. Erste Fälle über-
schuldeter Nachlässe von Wohnungseigentümern 
zeigen, dass die Eigentümergemeinschaften nicht 
nur mit Liquiditätsausfällen konfrontiert werden son-
dern auch mit ungeklärten Erbfolgen, bei denen 
letztlich der Staat als Erbe festgestellt wird. Da bei 
diesen Fiskalerbschaften die Haftung auf den Nach-
lass beschränkt ist, der nur aus der Wohnung 
besteht, laufen vielfach weitere Hausgeldschulden 
auf. Die damit verbundenen Zahlungsausfälle sind 
erheblich, so dass in einigen Eigentümergemein-
schaften nunmehr bereits „Sterbefallrücklagen“ 
gebildet werden.
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ie Entwicklung im Grundstücksrecht Dund die Umsetzung des Vermögens-
gesetzes

Die grundstücksrechtliche Situation vor Inkrafttreten 
des Einigungsvertrages zum 03.10.1990 war im 
Gebiet der neuen Bundesländer geprägt durch die 
Enteignungen zahlreicher Grundstücke in der natio-
nalsozialistischen und besatzungsrechtlichen Zeit 
sowie denen in DDR-Zeiten und der damit verbun-
denen Umwandlung in Volkseigentum. Zum 
31.12.1988 befanden sich von den ca. 14,5 Mio. Flur-
stücken in der DDR ca. 5,3 Mio. in Volkseigentum, 
wobei vor allem bei wohnungswirtschaftlich genutz-
ten Grundstücken die örtlichen VEB der Gebäude-
wirtschaft als Rechtsträger dieser Grundstücke im 
Grundbuch eingetragen waren. Zahlreiche Grund-
stücke standen zudem unter Verwaltung für nicht 
bekannte oder außerhalb der DDR lebende Grund-
stückseigentümer. Zum 31.12.1988 befanden sich 
71.913 Grundstücke auf dem Gebiet der DDR unter 
staatlicher Verwaltung. Von den 68.099 daneben 
zivilrechtlich verwalteten Grundstücken wurden 
24.823 durch einen VEB der Gebäudewirtschaft ver-
waltet. Hinzu kam das – mit Inkrafttreten des ZGB - 
und dem BGB – mögliche Auseinanderfallen von 
Grundstücks- und Gebäudeeigentum durch die 
Überlassung volkseigener Grundstücke an Private zur 
Bebauung mit Wohn- und Wochenendhäusern 
sowie Garagen.

Mit der deutschen Wiedervereinigung am 3.10.1990 
und der damit verbundenen Geltung des bundes-
deutschen Rechts auch in den neuen Bundesländern 
musste der Gesetzgeber das durch die jahrzehnte-
langen Enteignungen eingetretene Unrecht beseiti-
gen und die eigentumsrechtliche Situation in den 
neuen Bundesländern sozialverträglich in bundes-
deutsches Recht überführen. Von der Umsetzung 
dieser beiden Vorhaben war das Grundstücks- und 
Vermögensrecht in den letzten 20 Jahren entschei-
dend geprägt.

Mit dem 3.10.1990 musste daher zunächst eine Ver-
mögenszuordnung des Volkseigentums erfolgen. Im 
Bereich der Wohnungswirtschaft bestimmt der Art. 
22 Abs. 4 Einigungsvertrag, dass das zur Wohnungs-
versorgung genutzte Volkseigentum, dass sich in 
Rechtsträgerschaft der volkseigenen Betriebe der 
Wohnungswirtschaft befand, dem Eigentum der 
Kommunen zugeordnet wurde, die diese Grundstü-
cke bei der Gründung von Wohnungsunternehmen 
als Sacheinlagen einbrachten. Neben einer Zuord-
nung an die Kommunen erfolgte die Zuordnung in 

bestimmten 
Fällen an die 
Bundesre-
publik.

Das Vermö-
gensgesetz 
stellte vor 
allem das 
Instrumentari-
um dar, um das 
durch die jahr-
zehntelangen Enteig-
nungen verursachte 
Unrecht für die Zukunft zu 
beseitigen. Grundsätzlich soll-
ten die enteigneten Grundstücke an 
die Enteigneten bzw. deren Rechtsnachfolger 
rückübertragen werden. Von diesem Grundsatz wur-
den jedoch zahlreiche Ausnahmen normiert, um 
den wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen hin-
reichend Rechnung zu tragen. Im Bereich der Woh-
nungswirtschaft schied eine Rückübertragung häu-
fig aus, da die Grundstücke im komplexen Woh-
nungsbau verwendet worden waren. In den Fällen, 
in denen eine Rückübertragung ausschied, sprach 
der Gesetzgeber den Enteigneten häufig eine Ent-
schädigung zu

Da die Enteignungen häufig Jahrzehnte zurückla-
gen, gestaltete es sich z. T. als sehr schwierig, den 
Sachverhalt der Enteignung selbst aufzuklären. In 
der Zwischenzeit stellte sich jedoch das Problem, 
dass auch diese restitutionsbefangenen Grundstü-
cke weiterhin bewirtschaftet werden mussten. Hinzu 
kam, dass sich viele Gebäude in einem Zustand 
befanden, der zügige Sanierungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen erforderte. Um diese durch die 
Restitutionsbefangenheit verursachten Investitions-
hemmnisse zügig zu beseitigen und die Grundstü-
cke wieder einer wirtschaftlichen Nutzung zuzufüh-
ren, einigten sich in vielen Fällen der Verfügungsbe-
rechtigte und der Rückübertragungsberechtigte. Die 
Tätigkeit der Kanzlei bestand vor allem in den 1990er 
Jahren vor allem darin, die Beteiligten darin in allen 
rückübertragungsrelevanten Fragen zu beraten und 
eine schnelle und alle Seiten zufriedenstellende 
Lösung zu finden. In den übrigen Fällen, die nicht 
einvernehmlich oder bereits außergerichtlich geklärt 
werden konnten, vertrat die Kanzlei die Beteiligten 
in – mitunter jahrelangen – Prozessen vor dem Ver-
waltungsgericht. Erfolgte eine Rückübertragung der 
Grundstücke, so steht dem Berechtigten ein 
Anspruch auf Herausgabe der vom 01.07.1994 bis 
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zur Rückübertragung gezogenen Nutzungen des 
Verfügungsberechtigten – im Wesentlichen Mietein-
nahmen – nach § 7 Abs. 7 VermG zu. Das gleiche 
Problem stellte sich für den Zeitraum zwischen dem 
03.10.1990 und der Rückübertragung, wobei sich 
diese Ansprüche aus dem VZOG ergeben.

Nicht in allen Fällen konnten die Berechtigten ermit-
telt werden, so dass in vielen Fällen diese Grundstü-
cke von Wohnungsunternehmen weiterhin verwal-
tet werden. Das Vermögensgesetz schaffte dabei mit 
den §§ 11 ff VermG Regelungen, damit auch diese 
Grundstücke erhalten und wirtschaftlich genutzt 
werden können.

Im grundbuchrechtlichen Bereich ist die Kanzlei 
noch heute damit beschäftigt, Eigentümern dabei 
behilflich zu sein, Alteintragungen im Grundbuch
– häufig in Form von Dienstbarkeiten – löschen zu 
lassen, um die Grundbücher zu bereinigen. Anderer-
seits verlaufen über zahlreiche Grundstücke Versor-
gungsleitungen, die bereits vor dem 3.10.1990 exis-
tierten und die auch weiterhin in den Grundstücken 
verbleiben müssen. Diese Leitungen wirken sich 
jedoch wertmindernd für die betroffenen Grundstü-
cke aus, da sie häufig die Bebaubarkeit der Grundstü-
cke einschränken. Mit § 9 GBBerG i. V. m. SachenR-
DVO löste der Gesetzgeber dieses Problem dadurch, 
dass er den Versorgungsunternehmen kraft Gesetzes 
ein Recht auf Eintragung einer beschränkt persönli-
chen Dienstbarkeit einräumte. Noch bis zum 
31.12.2010 ist es nicht möglich, ein Grundstück gut-
gläubig lastenfrei zu erwerben, wenn die Dienstbar-
keit noch nicht im Grundbuch eingetragen ist. Im 
Ausgleich zu der mit der Eintragung einer Dienstbar-
keit verbundenen Wertminderung des betroffenen 
Grundstücks gewährt der Gesetzgeber dem Eigentü-
mer einen Entschädigungsanspruch, bei dem jedoch 
hinsichtlich der Höhe mitunter Uneinigkeit zwischen 
den Beteiligten besteht und die Kanzlei die Ansprü-
che der betroffenen Grundstückseigentümer auf 
Entschädigung gegenüber den Versorgungsunter-
nehmen geltend macht.

Die Probleme, die aus dem Auseinanderfallen von 
Grundstücks- und Gebäudeeigentum und der Not-
wendigkeit entstehen, beide wieder zu vereinen, 
löste der Gesetzgeber im SachenRBerG, welches vor 
allem in den 1990er Jahren eine große Rolle spielte 
und dem SchuldRAnpG. Die gegenwärtig noch aktu-
ellen Probleme betreffen vor allem Garagen und 
Bungalows. Mit dem SchuldRAnpG hat der Gesetz-
geber sich für eine schrittweise Übertragung des 
Gebäudeeigentums auf den Grundstückseigentümer 

entschieden, der bei Beendigung der Nutzungs- 
oder Überlassungsverträge kraft Gesetzes eintritt. 
Um die damit verbundene Enteignung der bisheri-
gen Gebäudeeigentümer sozialverträglich auszuge-
stalten, sieht das SchuldRAnpG Entschädigungsrege-
lungen und Regelungen zu Beseitigung der Baulich-
keiten vor. Im Bereich der Wohnungswirtschaft ist die 
Kanzlei vorallem damit beschäftigt, den Grundstück-
seigentümern beratend bei der Beendigung dieser 
Verträge zur Seite zu stehen, da die Grundstücksei-
gentümer häufig die betroffenen Garagen ihren eige-
nen Mietern zur Verfügung stellen oder aufgrund der 
Baufälligkeit auch beseitigen lassen wollen.

Im Bereich des Grundstücksrechts spielten und spie-
len naturgemäß die Probleme aus dem Bereich des 
Nachbarrechts eine große Rolle, die in den ersten 
Jahren nach der Wiedervereinigung lediglich durch 
die vorrangigen Probleme der Ordnung der Eigen-
tumsverhältnisse überlagert wurden. Die auftreten-
den Probleme sind sehr vielschichtig, aber in den 
§§ 906 ff BGB nur sehr unvollständig geregelt. Daher 
haben auch die fünf neuen Bundesländer von dem 
Recht Gebrauch gemacht, landeseigene Nachbar-
rechtsgesetze zu schaffen.

Nachdem zu DDR-Zeiten – wie vom ZGB auch favori-
siert – viele nachbarschaftliche Angelegenheiten „per 
Handschlag“ geregelt worden sind, ist es nun häufig 
erforderlich, die bestehenden tatsächlichen Verhält-
nisse rechtlich verbindlich schriftlich zu regeln und 
damit Rechtssicherheit für alle Beteiligten für die 
Zukunft zu schaffen. Die Probleme bestehen vor 
allem im Bereich der Mitbenutzung von Nachbar-
grundstücken. Durch die Kanzlei werden in diesem 
Zusammenhang häufig schuldrechtliche Vereinba-
rungen erarbeitet oder auch diese Rechte sichernde 
Grundbucheintragungen begleitet. 

Durch die im Rahmen der Sanierung vorgenomme-
ne Dämmung von – auch erst durch Abriss des Nach-
bargebäudes entstandenen – Außenwänden, kam es 
nicht selten zu Überbauungen des Nachbargrund-
stückes, bei denen die Kanzlei streitvermeidend für 
die Betroffenen Lösungen erarbeitete.

Viele einigungsbedingte Grundstücksprobleme konn-
ten in den letzten zwanzig Jahren bereits bewältigt 
werden, einige – vor allem aus dem Bereich des Aus-
einanderfallens von Grundstücks- und Gebäudeei-
gentum – werden das Grundstücksrecht auch in den 
nächsten Jahren noch bestimmen, wobei der 
Schwerpunkt zukünftig im Nachbarrecht liegen
dürfte.
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ie Forderungsbeitreibung – von den Anfän-Dgen bis zur Dienstleistung der Kanzlei

Blicken wir einmal 20 Jahre zurück in die DDR: 
Damals wirkte vor allem die Gesellschaft auf Schuld-
ner ein, wie z. B. die Hausgemeinschaft oder aber das 
Arbeitskollektiv. Erst wenn dieser gesellschaftliche 
Druck sein Ziel, nämlich die freiwillige Erfüllung der 
Leistung des Schuldners, nicht erreichte, wurden mit 
Hilfe staatlichen Zwanges gerichtliche Vollstre-
ckungsmaßnahmen eingeleitet. Der soziale Druck 
auf den Schuldner stand im Vordergrund, so dass das 
Zwangsvollstreckungsrecht in der DDR wohl eher 
theoretischen Charakter hatte. Es sollte nur als letzte 
Möglichkeit angewandt werden. Heute wäre so eine 
Vorgehensweise aufgrund der Persönlichkeitsrechte 
und des Datenschutzes undenkbar.

Damals war für die Forderungsbeitreibung das Kreis-
gericht zuständig, im speziellen der Sekretär. Er 
bestimmte, welche Vollstreckungsmaßnahme durch-
zuführen war, z. B. ob er die Zwangsvollstreckung in 
den Räumen des Schuldners vornahm, dem Schuld-
ner auferlegte ein Vermögensverzeichnis vorzulegen 
oder eine Pfändungsanordnung (für Sachen oder 
Arbeitslohn) erließ. Gemäß Einigungsvertrag gilt hin-
sichtlich des Zwangsvollstreckungsrechts seit dem 
03.10.1990 auch in den neuen Bundesländern das 
Recht der BRD.

Das Gesetz über die Organisation der Gerichte im 
Freistaat Sachsen vom 30. Juni 1992 bestimmte die 
Auflösung der Bezirks- und Kreisgerichte und die 
Neugliederung der sächsischen Justiz. Dadurch ent-
standen die Amts- und Landgerichte, wie sie, abge-
sehen von einigen Gebietsreformen, heute noch exis-
tieren. Die Aufgaben der Sekretäre wurden nunmehr 
durch die Rechtspfleger und die Gerichtsvollzieher 
übernommen.

Heute spielt die Zwangsvollstreckung eine viel grö-
ßere Rolle. Der soziale Druck auf die Schuldner ist 
weggefallen und so bleibt dem Gläubiger nichts 
anderes übrig, als sein Recht zwangsweise durchzu-
setzen. Die Forderungsbeitreibung ist vielfältiger 
geworden. Es liegt nunmehr in der Hand des Gläubi-
gers, für welche Vollstreckungsmaßnahme er sich 
entscheidet. Er kann eine Sachpfändung vornehmen 
lassen, z. B. an Autos, Briefmarkensammlungen oder 
wertvollen Haustieren, oder er pfändet Forderungen, 
wie z. B. Lebensversicherungen, Rentenversicherun-
gen, Bausparverträge, Arbeitslosengeld, Kranken-
geld, Kontoguthaben und Steuererstattungsan-
sprüche. 

Gleicherma-
ßen hat sich 
jedoch auch 
der Schuld-
nerschutz 
erhöht: 
Sozialleistun-
gen sind 
unpfändbar; 
der unpfändba-
re Betrag von 
Arbeitseinkommen 
steigt halbjährlich an; 
der Schuldner kann 
nicht mehr zur Abgabe der 
Steuererklärung gezwungen 
werden usw. 

Bereits seit Gründung der Kanzlei bildet das Inkasso 
einen Schwerpunkt der Dienstleistung für die Unter-
nehmen der Wohnungswirtschaft. Um sich einen 
Überblick über den Erfolg der eigenen Vollstre-
ckungsabteilung zu verschaffen, führt die Kanzlei seit 
2004 eine eigene Beitreibungsstatistik.

Erfasst wurden hierfür die Akten, in welchen die Kanz-
lei mit der außergerichtlichen Forderungsbeitrei-
bung bzw. der Einzelvollstreckung beauftragt wurde, 
bislang ca. 1.400. Im Zeitraum vom 01.01.2004 bis 
31.12.2009 wurden ca. 1,2 Mio. € beigetrieben. Dem 
entgegen stand eine Forderung unserer Mandanten 
in Höhe von ca. 2,0 Mio. Damit beläuft sich die Bei-
treibungsquote der Hauptforderungen der Kanzlei 
auf durchschnittlich 61 %.

Im ersten Jahr fällt die Beitreibung erfahrungsgemäß 
etwas geringer aus. Da die Schuldner oftmals nicht 
auf eine außergerichtliche Zahlungsaufforderung rea-
gieren, muss erst ein gerichtlicher Titel erwirkt wer-
den. Erst dann erfolgt die Einleitung von Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen.

Auch aufgrund des Schuldnerklientels ist die Forde-
rungsbeitreibung eine langwierige Angelegenheit. 
Eine Vielzahl der Zahlungssäumigen sind Empfänger 
von Sozialleistungen. Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men bleiben bei ihnen meist erfolglos, da sie ledig-
lich unpfändbare Einkünfte beziehen. Hier bleibt oft-
mals als einzige Möglichkeit, die Schuldner zu Raten-
zahlungen zu bewegen. Die Höhe der Raten liegt in 
der Regel zwischen 20,00 EUR und 50,00 EUR. Je 
höher also die Forderung des Mandanten ist, umso 
länger dauert die Beitreibung und die Erfolgschan-
cen werden geringer.
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Unter Betrachtung der Akten, welche im Jahre 2004 
in der Kanzlei angelegt wurden, ist festzustellen, dass 
sich die Beitreibungsquote jedes Jahr erhöht. Haben 
wir 2004 in diesen Akten lediglich eine Beitreibungs-
quote von 39,62 % erzielen können, so sind es 2009 
bereits 69,42 %, wie in untenstehender Grafik noch-
mals dargestellt.

Bis 2008 konnte man feststellen, dass die Zahl der 
Schuldner, welche ihre Schulden in Raten abzahlen, 
leicht höher war als die, gegen welche die Forderun-
gen zwangsweise durchgesetzt werden mussten. 

Nicht nur die Anzahl der Ratenzahlungsvereinbarun-
gen war höher, auch die Beitreibung durch monat-
liche Ratenzahlungen stieg jährlich an.

Seit 2009 lässt sich jedoch ein Rückgang der Raten-
zahler verzeichnen.

Diese Erscheinung wird wohl seit 01.07.2010 noch 
durch die Einführung des Pfändungsschutzkontos 
unterstützt. Die Befürchtungen, dass nach Einfüh-
rung des Pfändungsschutzkontos die Schuldner 

noch besser geschützt und daher nicht mehr zu 
Ratenzahlungen bereit sind, haben sich bislang nicht 
in dem Umfang bestätigt, wie befürchtet. Es haben 
zwar bereits einige ihr Konto in ein sogenanntes „P-
Konto“ umgewandelt, dennoch konnten auch bei 
diesen Schuldnern Ratenzahlungsvereinbarungen 
geschlossen werden. Der Rückgang der Ratenzah-
lungen lässt eher auf die immer schlechter werden-

de Zahlungsmoral der Schuldner 
schließen. Ebenso werden die 
Schuldner zunehmend informier-
ter und wissen zwischenzeitlich 
genau, ob die Durchführung von 
Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men Erfolg haben wird oder aber 
ins Leere verläuft.

Andererseits ist jedoch auch fest-
zustellen, dass zunehmend Raten-
zahlungsvereinbarungen mit 
Schuldnern zustande kommen, wo 
die Titulierung bereits mehrere Jah-
re zurück liegt. 

Auch für die Zukunft bleibt den Gläubigern bzw. den 
Gläubigervertretern nichts weiter übrig, als kreativ 
und hartnäckig in der Vollstreckung zu sein und dem 
Schuldner lästig zu werden, um ihre Forderungen 
durchsetzen zu können.

Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform der 
Sachaufklärung am 01.01.2013 wird es wohl keine 
Verbesserung der Stellung der Gläubiger in der 
Zwangsvollstreckung geben. Durch dieses Gesetz 
werden die Gerichtsvollzieher zukünftig befugt, den 
Aufenthaltsort des Schuldners zu ermitteln, bei der 
gesetzlichen Rentenversicherung den Arbeitsgeber 
zu erfragen und beim Kraftfahrt-Bundesamt die Fahr-
zeug- und Halterdaten zu erheben. Durch die neuen 

Befugnisse der Gerichtsvollzieher 
erwarten wir, dass sich die Voll-
streckungsmöglichkeiten verbes-
sern und es den Schuldnern 
schwerer gemacht wird, ihr Vermö-
gen zu verschleiern. Auch die Ver-
kürzung der Frist zur Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung von 
drei auf zwei Jahre trägt zu einem 
optimistischen Blick in die Zukunft 
des Zwangsvollstreckungsrechts 
bei.

Beitreibungsquote der Akten 2004 bis 2009
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Foto / Text
Rechtsanwalts-
fachangestellte

Mitarbeiter der
 Kanzlei

stellen sich vorDie Rechtsanwaltfachangestellten

von links: Kathrin Eckert, Katrin Röger, Susann Winkler, Lubow Schwabenlandt,
Melanie Paulig, Anja Friedrich
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wanzig Jahre Finanzierung in der Woh-
nungswirtschaft der neuen Bundeslän-Z-
der

Es war einmal eine Zeit vor mehr als 20 Jahren, als 
die Wohnungsgenossenschaften und Wohnungsge-
sellschaften auf recht schmerzliche Art und Weise 
erfahren sollten, dass (Kredit-)Verträge auch einen 
Systemwechsel und Wende nicht nur überstehen, 
sondern auch gelebt werden sollten. Waren in der 
DDR die bestehenden Darlehensverträge mit der 
Staatsbank eher virtueller Natur, so sollte sich das mit 
dem Kauf dieses Kreditinstitutes durch die Bayeri-
sche Landesbank schlagartig ändern. Plötzlich sahen 
sich die Wohnungsunternehmen mit Kreditforderun-
gen der DKB AG als umfirmierte ehemalige DDR 
Staatsbank konfrontiert, die in ihren liquiditätsseiti-
gen Auswirkungen bisher unvorstellbar waren. Bei 
damals noch gängigen 0,65 DM je Quadratmeter 
Mieteinnahmen standen Kapitaldienstleistungen 
von bis zu 10 DM je Quadratmeter gegenüber. Ein-
leuchtend, dass die Vertreter der DKB AG alles daran 
setzten, die Wohnungswirtschaft zur Anerkennung 
dieser Schulden zu bewegen, sie per Vertrag zu 
akzeptieren und den Kapitaldienst zu leisten. Die 
unlösbare Diskrepanz zwischen der Miethöhe einer-
seits und den Forderungen der DKB AG andererseits 
rief nicht nur die Politik und die Lobbyverbände der 
Wohnungswirtschaft auf den Plan – sondern auch 
die Juristen und Rechtsgelehrten. Das von der Bun-
desregierung in Auftrag gegebene Gutachten kam 
zum Ergebnis, dass die Altschulden (auf diesen 
Begriff hatte man sich zwischenzeitlich geeinigt) zu 
Recht bestehen; das Gutachten des GdW kam zu 
einer gänzlich anderen Auffassung. Die so entstan-
dene Patt-Situation wurde schließlich 1993 mit dem 

Altschuldenhilfegesetz einem Kompromiss zuge-
führt, der von Verbänden und Politik bejubelt wurde, 
an dem aber die ostdeutschen Wohnungsunterneh-
men teilweise noch heute schwer zu tragen haben.

Mit der per Gesetzeskraft nunmehr erfolgten Aner-
kenntnis der Altschulden setzte ein wahrer Ansturm 
auf die Wohnungsunternehmen ein. Sich der Woh-
nungswirtschaft verbunden fühlende Banken unter-
boten sich bei der Abgabe von Angeboten zur Ablö-
sung der nun nicht mehr nur virtuell valutierenden 
Darlehen mit teilweise recht phantasiereichen Kon-
ditionenkonstruktionen. Als erfolgreich galt im Som-
mer 1993, wer für seine umgeschuldeten Altkredite 
„eine 7 vor dem Komma“ hatte. Dass das Altschul-
denhilfegesetz noch mehrfach novelliert und flick-
schusternd angepasst wurde, zeugt von der farbigen 
Zeit Anfang der 1990er Jahre, wenn Blauäugigkeit 
am grünen Tisch graue Gesetze schafft.

Nachdem nun eine grundlegende Klärung herbeige-
führt war, nahmen die Unternehmen im großen Stil 
Darlehen für die Modernisierung ihrer Bestände auf. 
KfW-Kredite, MB-12-Darlehen und Ergänzungsdarle-
hen der SAB waren die alles beherrschenden Schlag-
worte der Branche, wie auch das geflügelte Bank-
wort: „Darf es nicht noch eine Million mehr sein?“ 
Voller Wehmut erinnern wir uns an diese Zeit, als 
man den Unternehmen das Geld regelrecht hinter-
her trug – und das, wohlgemerkt, trotz schwieriger 
Besicherungs- und Beleihungssituationen. Die zum 
damaligen Zeitpunkt oft noch ungeklärten Eigen-
tumsverhältnisse, Reprivatisierungsansprüche und 
ausstehenden Vermessungen machten häufig eine 
ranggerechte und objektkohärente Besicherung 
unmöglich. Hoffnungslos überlastete Gerichte und 
Vermessungsämter saßen noch Jahre später auf Ber-
gen unbearbeiteter und nicht entschiedener Anträ-
ge oder Verfahren. Glücklicherweise reagierten hier 
Länder und Bund mit Bürgschaftsinitiativen und ent-
sprechenden Ausfallbürgschaften, um zwischenzeit-
lich bis zur Bereinigung der Grundbücher oder über-
haupt erst deren Anlage und Klärung aller anstehen-
den Verfahren und Rückführungsanträge die Darle-
hensverbindlichkeiten der Wohnungswirtschaft zu 
verbürgen. Während dieser Zeit hatten auch Politik 
und Banken erheblichen Wissenszuwachs: der dama-
lige Bauminister erkannte, dass die KfW-Tilgungs-
darlehen liquiditätsseitig kontraproduktiv sind und in 
der SAB wuchs die Erkenntnis, dass die in den MB-
12-Bedingungen vorgesehene Mieterhöhung aller 
zwei Jahre um 0,50 DM je m² eher theoretisch-
akademischer Natur war.

wanzig Jahre Finanzierung in der Woh-Znungswirtschaft der neuen Bundeslän-
der
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In der ersten Dekade des neuen Jahrtausends sah 
sich die Wohnungswirtschaft neuen Problemen 
gegenüber gestellt, die damals wie heute der Bevöl-
kerungsrückgang und der Leerstandsanstieg waren. 
Keine Bank ist erfreut, wenn der Beleihungswert 
schneller sinkt als die Restvaluta der Darlehen und 
sich alsbald eine Sicherheitenlücke ergibt. Die damit 
wachsende Nervosität der Banken fand ihren Aus-
druck in der Forderung nach Zusatzsicherheiten und 
einem Wandel der Begrifflichkeiten: Aus Darlehens-
gebern wurden Gläubiger und der bisher so intensiv 
umworbene Darlehensnehmer wurde als Schuldner 
bezeichnet – wogegen rein formal sicherlich nichts 
einzuwenden ist. Aber auch die Art und Weise des 
Umgangs mit den Bankern änderte sich. Bekam man 
Mitte der 90er Jahre bei einer Terminvereinbarung 
auch gleichzeitig die Einladung zu einem gemeinsa-
men Essen, so war es 10 Jahre später nur noch der 
Kaffee, der angeboten wurde; im Jahr 2010 ist 
manch Darlehensnehmer froh, wenn er überhaupt 
noch einen Gesprächstermin bekommt …

Eine der weitreichendsten Neuerungen der letzten 
Jahre wurde mit dem Begriff Basel II umschrieben. 
Das Ziel war, die Banken als wichtigen Wirtschaftsfak-
tor stabiler aufzustellen als das bisher geschah, ver-
bunden mit der amtlichen Rechtfertigung für höhe-
re, risikoindizierte Zinsmargen. Die höheren Margen 
wurden umgesetzt; was die Stabilisierung der Ban-
ken betrifft, kann man getrost dieses Vorhaben als 
gescheitert bezeichnen. Stattdessen wurden die 
Bürger und Steuerzahler in eine kollektive Geiselhaft 
jener Banken genommen, die bisher als Hort der 
Stabilität und Seriosität galten und die in einer 
eigenartigen Mischung aus Gier und Unprofessiona-
lität hunderte Milliarden Euro in der Finanz- und Kapi-
talmarktkrise verzockten.

Eine zweite Neuerung, die sich maßgeblich auf die 
Bezeichnungen zwischen Banken und ihren Kunden 
auswirkte, waren die NPL oder Non Performing 
Loans. Kredite wurden von Investmentbanken als 
neue Assetklasse definiert, umetikettiert und an 
Finanzinvestoren verkauft. Schockierte um die Jahr-
tausendwende die Deutsche Bank ihre Mitbewerber, 
als sie ein Renditeziel von 25 % auf das Eigenkapital 
ausgab, so relativierte sich diese Größe angesichts 
der dafür gezielt angewendeten Bilanzkosmetik. 
Anders bei den Finanzinvestoren: hier sind 25 % Ren-
dite tatsächlich so gemeint, wie geschrieben. Im 
Umkehrschluss bedeutet der Verkauf von Krediten 
für den Kreditnehmer wenig Erfreuliches, wenn er 
mit seinen Sicherheiten zur Erfüllung des Rendite-
ziels von 25 % in die Verwertung einbezogen wird. 

Glücklicherweise halten sich diese Vorgänge im 
Bereich der organisierten Wohnungswirtschaft in 
Grenzen, zeigen aber gleichzeitig auch, wie fragil die 
Beziehungen zu den kreditgebenden Banken sind. 

So bleibt heute, mehr als je zuvor, mit aller gebote-
ner kaufmännischer Vorsicht an der Risikominimie-
rung und Diversifikation der Kreditportfolien zu 
arbeiten und, sofern möglich, rasch zu tilgen. Denn 
die nächsten kredit- und banktechnischen Heraus-
forderungen warten bereits auf uns oder haben uns 
schon erreicht: Finanzierung der durch demographi-
schen Wandel hervorgerufenen Bestandsanpassun-
gen, Umsetzung der EnEV, Basel III, Solvabilitätsver-
ordnung und nicht zu vergessen die im gebetsmüh-
lenartigen Stil immer wieder von den Banken ange-
botenen Derivate. Mit anderen Worten – es wird 
auch nach 2010 sehr, sehr spannend bleiben.

Säulenbuche
Geschenk der Finanz- und Wirtschaftsberatung
Dr. Winkler GmbH zur Gründung der Sozietät
im Jahr 1997



Jö
rg

 S
at

tle
r, 

G
es

ch
äf

ts
fü

hr
er

 In
st

itu
t f

ür
Zu

ku
nf

ts
ko

m
m

un
ik

at
io

n,
 C

he
m

ni
tz

30

efunden
verstandenG
gewonnen

Die kommunikative Steilkurve der letzten 20 Jahre

Mancher Wandel vollzieht sich recht leise und unbe-
merkt. Auf unsere Arbeit mit den Kunden, ihren 
Anforderungen und unsere Art mit ihnen zu kom-
munizieren trifft dies nur teilweise zu.

Seufzend denkt mancher an die schöne Zeit zurück, 
als Mieter brav handschriftlich Formulare füllten, um 
eine unserer begehrten Wohnungen zu bekommen. 
Heute „scannen“ unsere Kunden die Angebote unse-
res Unternehmens und die der Wettbewerber via 
Internet. Das Internet bringt mit wenig Aufwand ein 
Meer von konkurrierenden Angeboten zu unseren 
Kunden. Und wir müssen in dem schnellen Strom 
mit schwimmen. Der Markt hat sich gravierend 
gewandelt: vom Anbieter- zum Käufermarkt. Plötz-
lich bereichern Marketingverantwortliche unsere 
Teams, Budgets werden  nicht nur für Fahrstühle, 
Renovierung und Hausmeisterservice benötigt. Wir 
investieren nun auch in die Professionalisierung unse-
rer Websites, in SMS-Service, und neuerdings auch in 
virales Marketing und Guerillataktiken. Unsere eige-
nen Kommunikationsangebote sind Teil unserer 
Alleinstellungen, mit denen es uns gelingen muss, 
unsere potentiellen Mieter zu begeistern. Es hat sich 
nicht nur die Vielfalt unserer Angebote, sondern 
auch der nötige Kommunikationsdruck erhöht.

Nicht nur die Mittel und Möglichkeiten haben sich 
verändert. Geprägt von „Geiz ist geil“ und „Unterm 
Strich zähl' ich“ hat sich eine neue Kundenkultur 
geprägt. Eine konsequente Kundenorientierung und 

das fordernde Verhalten unserer Mieter und poten-
tiellen Kunden sind nicht so einfach in die Köpfe und 
Handlungen zu bekommen. So ergibt sich für die 
Unternehmen der Wohnungswirtschaft auch ein 
Spannungsfeld in der internen Kommunikation.

Auch die Einflussnahme unserer Shareholder hat sich 
gewandelt. Eingebettet in ein schwieriges ordnungs-
politisches und wirtschaftliches Umfeld bedarf es 
einer guten und zukunftsorientierten Ansprache und 
überzeugenden Argumentation. In die professionelle 
Werkzeugkiste der Kommunikationsprofis zu greifen, 
ist enorm wichtig geworden, brauchen die Unter-
nehmen der Wohnungswirtschaft doch Entschei-
dungen, die weit in die Zukunft Sicherheit für Vor-
stände, Geschäftsführer und Mitarbeiter aber auch 
Städte und Kommunen und deren Einwohner bie-
ten.

Die Kanzlei Strunz-Alter hat in den letzten 20 Jahren 
sehr viele Wohnungsunternehmen begleitet, hat sie 
sicher und stabil gemacht und es so den Führungs-
kräften ermöglicht, sich auch um wichtige strategi-
sche Fragen, wie die Kommunikation zu ihren Kun-
den, Gedanken zu machen. Nun stehen mit dem 
demografischen Wandel ganz neue, revolutionäre 
Veränderungen an. Und wieder wird es ein gutes 
Gefühl sein, sich auf die Mannschaft von Strunz-Alter 
verlassen zu können. Ich freue mich auf die immer 
Kraft spendende Zusammenarbeit mit dem Team 
der Kanzlei. Wie bisher werden sie den Unternehmen 
der Wohnungswirtschaft den Rücken frei halten und 
das eröffnet meinem Institut die Chance, diese 
Unternehmen gemeinsam fit für die kommenden 20 
Jahre zu machen. Herzlichen Glückwunsch zum 
Geburtstag!

Jörg Sattler



die Kenntnis-
se aller ande-
ren Mitarbei-
ter unter 
anderem mit 
Hilfe und 
unter Anlei-
tung der Kanz-
lei erneuert 
und stets aktua-
lisiert.

Aus unserer Sicht 
würde ich sagen, wir 
haben den Übergang in 
die Marktwirtschaft gemein-
sam mit der Kanzlei Strunz - Alter 
ebenso gemeistert, wie sie das – zu einem 
ganz kleinen Teil auch mit uns – geschafft hat.

2. Wie hat sich das Unternehmen auf die Verän-
derungen der demografischen Entwicklung, 
die Erfordernisse des Klimaschutzes und den 
sich verändernden Wohnbedürfnissen auf die 
damit neuen Herausforderungen eingestellt?

Das gesamte Aufgabenfeld in der Wohnungswirt-
schaft hat sich seit der Wende mehrfach grundle-
gend verändert. 

Konnten anfangs die Wohnungen nicht groß genug 
sein, so sucht man jetzt eher die kleinen und damit 
preiswerten Wohnungen.

Auf Grund des kulturellen Nachholbedarfes, aber 
auch wegen der relativ kurzfristig entstandenen 
Arbeitslosigkeit in unserer Region entwickelte sich 
schnell ein hoher Schuldenstand. Viele Mieter 
machen auch heute noch vor ihren Problemen ein-
fach die Augen zu.

Es hat sich eine teilweise erschreckende Kinderfeind-
lichkeit entwickelt und Problemmieter halten zu 
ihren Problemen dazu noch große, laut kläffende 
Hunde.

Unsere Mitarbeiter müssen den Spagat vom Prell-
bock für die Probleme der Mieter bis zum Seelen-
tröster bei Notsituationen schaffen. Nicht selten müs-
sen sie neben Vermietungsaufgaben noch die von 
Sozialbetreuern wahrnehmen. Dabei ist es nicht 
immer einfach, das Ziel der höchstmöglichen Miet-
einnahmen vor Augen zu behalten.

Jeder, der seine Miete selbst bezahlen muss, legt 
Wert auf eine gute Ausstattung bei geringer Grund-

K
er

st
in

 R
üm

m
le

r, 
G

es
ch

äf
ts

fü
hr

er
in

 d
er

G
ru

nd
st

üc
ks

- u
nd

 G
eb

äu
de

w
irt

sc
ha

fts
 G

m
bH

Zs
ch

op
au

31

nterview mit der Geschäftsführerin der IGrundstücks- und Gebäudewirtschafts 
GmbH Zschopau

1. Wie hat das Unternehmen den Übergang in 
eine marktwirtschaftlich orientierte Woh-
nungswirtschaft gemeistert?

Mit der Wende hat sich auch für uns in der Zscho-
pauer Wohnungswirtschaft ein völlig neues Betäti-
gungsfeld eröffnet.

Waren wir schon vor der Wende stets bemüht, unse-
re Mieter mit den wenigen zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten zu helfen, so hat sich dahingehend 
nichts geändert.

Aber die Art und Weise ist mit der von vor 20 Jahren 
in keinster Weise mehr zu vergleichen. Die entschei-
dendste Veränderung ist die, dass sich auch in unse-
rer Branche die Märkte grundlegend geändert 
haben. Gab es vor 20 Jahren in Größenordnungen 
Mietinteressenten und kaum freie Wohnungen, so ist 
es heute genau umgekehrt.

In der dazwischenliegenden Zeit galt es, neue Geset-
ze, technische Regeln und eine ungeahnte Vielfalt 
neuer Produkte jeglicher in der Wohnungswirtschaft 
einsetzbarer Art kennen zu lernen. Wir lernten damit 
umzugehen, dass es Grundbücher gab, in welche 
man erst einmal eingetragen werden musste, was 
sich oft als sehr langwierig gestaltete. Bevor dies 
geschehen konnte, standen schon die ersten Vertre-
ter von Banken vor den Türen, um uns ihre oft über-
zogen teuren Kredite zu vermitteln. 

Desgleichen die Versicherungsvertreter. Es gab Din-
ge abzusichern, von denen hatten wir alle bis zur 
Wende nichts gehört. 

Kaum ein Mieter konnte oder wollte verstehen, dass 
er für seine Wohnung, die zu DDR-Zeiten aus der 
sogenannten zweiten Lohntüte finanziert worden 
war, nun richtiges Geld bezahlen sollte. 

Auf einmal war die Wohnung, die man zum Tag der 
Republik am 7. Oktober noch mit einem Blumen-
strauß übernommen hatte, nicht mehr DIN-gerecht 
und voll von Mängeln. Alle wollten zuerst mit der 
Sanierung und Modernisierung bedient werden und 
auch die 1993 ins Leben gerufene Privatisierung 
nach dem Altschuldenhilfegesetz konnte den meis-
ten nicht schnell genug gehen.

Wir alle haben gerade in der Anfangszeit nach der 
Wende vieles Neue verstehen und auch verständlich 
weiterzugeben lernen müssen. Neben der Fachwirt-
ausbildung zweier Mitarbeiterinnen wurden auch 
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miete und möglichst tiefen Nebenkosten.

Wir versuchen, als 100%ige Tochter der Stadt Zscho-
pau in unserer Branche mit einer gewissen Vorbild-
wirkung voran zu gehen. Dazu gehört eben auch die 
Einbringung und Umsetzung innovativer Ideen in 
Sachen Energieeinsparung, was uns als Großvermie-
ter etwas leichter fällt, als z. B. einem Kleinvermieter.

Wir waren und sind stets bemüht, flexibel zu sein 
und auf neue Anforderungen in jeder Hinsicht 
schnell zu reagieren bzw. entsprechende Maßnah-
men zu rechtlich sicheren Lösungen ergreifen zu 
können.

3. Welche Anforderungen wurden dabei an eine 
juristische Betreuung und Begleitung der 
Umsetzung dieser Aufgaben und Vorhaben 
gestellt?

Wir sind immer davon ausgegangen, dass ein juristi-
scher Berater uns in jeder Hinsicht vor, während und 
nach Entscheidungen und Handlungen zur Seite 
stehen sollte. 

Auch wenn er als Dienstleister für uns tätig ist, so ist 
es doch wichtig, uns auf  Fehler hinzuweisen und für 
alle Seiten verträgliche Lösungen zu finden.

Oft sind während der langen Laufzeit verschiedens-
ter Vorgänge auf Grund veränderter rechtlicher 
Situationen auch neue Festlegungen erforderlich. 

Die Kanzlei hat unsere Anforderungen dahingehend 

immer erfüllt. 

Wenn es trotzdem einmal Probleme und Meinungs-
verschiedenheiten gab oder gibt, werden diese ehr-
lich und sachlich ausdiskutiert.

4. Was sind die ausschlaggebenden Punkte für 
die langjährige Zusammenarbeit mit der Kanz-
lei?

Es war für uns alle in den vergangenen Jahren immer 
gut, jederzeit einen Anwalt oder eine juristische Bera-
tung für jegliche Situationen zur Seite zu haben. 

Die Gewissheit, jederzeit um Unterstützung bitten zu 
können, gibt uns allen auch eine Sicherheit in unse-
rem Auftreten unseren Mietern und Vertragspart-
nern gegenüber.

Es gibt nicht immer nur die Alternativen „ja“ oder 
„nein“, schwarz oder weiß. 

Viele Entscheidungen waren und sind sozusagen aus 
dem Bauch heraus zu treffen und oftmals rechtlich 
nicht ganz in Ordnung. Dabei waren alle Mitarbeiter 
der Kanzlei über die Jahre stets mit einem offenen 
Ohr für uns zur Stelle und haben uns auch bei Fehl-
entscheidungen unsererseits geholfen, diese ent-
sprechend zu bearbeiten.

Alles in allem wünschen wir alle der Kanzlei und 
ihren Mitarbeitern zum Jubiläum alles erdenklich 
Gute und noch viele gemeinsam Erfolge mit uns und 
den anderen Mandanten.
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nterview mit dem Vorstand der Woh-Inungsbaugenossenschaft Oelsnitz/E. eG 

1. Übergang der Genossenschaft zur Marktwirt-
schaft

Nach dem Beitritt der DDR zur BRD vor 20 Jahren 
stand auch unsere Genossenschaft vor der schwieri-
gen Aufgabe aus der 1954 gegründeten ehemaligen 
AWG „Aktivist“ Oelsnitz/E.  eine marktwirtschaftlich 
geführte Wohnungsbaugenossenschaft zu entwi-
ckeln.

Die Neugründung vollzog sich 1991 zunächst durch 
die Wahl eines neuen Aufsichtsrates in den damals 
auch Herr Schimmel gewählt wurde. Eine der Haupt-
aufgaben dieses Gremiums war die Erarbeitung 
einer neuen Satzung und die Neubesetzung des 
Vorstandes Ende 1992.

Wir können sagen, dass wir zu Beginn des Jahres 
1993 mit einem 6-köpfigen Aufsichtsrat und einem 
Vorstand, der aus einem haupt- und vier nebenamtli-
chen Mitgliedern bestand, den Start in die Marktwirt-
schaft vollziehen konnten. Gleichzeitig wurde auch 
Frau Lasch als Hauptbuchhalterin eingesetzt, die 
jetzt als kaufmännischer Vorstand Verantwortung 
trägt. Ergänzend zum alten Personalstamm wurden 
neue kaufmännische Mitarbeiterinnen über die Ver-
gabe von Praktika für uns gewonnen.

Nach diesen personellen Umstrukturierungen und 
Neubesetzungen war unser Fokus auf die ständige 
Weiterbildung der Vorstandsmitglieder und Mitarbei-
ter und die Sanierung unserer Wohnungsbestände 
ausgerichtet.

Hier waren es vor allem die Rechts-
anwaltskanzlei Strunz - Alter in Chemnitz 
und das Institut für Grundstücks- und Wohnungs-
wirtschaft (IGW) mit den vielen Lehrgängen, Semina-
ren und Fachvorträgen, die uns tatkräftig auf unse-
ren Weg in die Marktwirtschaft unterstützt haben.

2. Demografischer Wandel und Klimaschutz

Der demografische Wandel traf uns im ländlichen 
Raum nicht so hart wie in der Großstadt Chemnitz. 
Trotzdem haben wir bis heute ca. 15 Prozent Bevöl-
kerungsrückgang zu verkraften, den bis 2030 noch 
mal 15 Prozent folgen werden.

Die Strukturänderungen in unserer Region konnten 
wir durch einen systematischen Rückbau von nicht 
sanierungsfähigen Altbauten, Verkauf von Doppel-
haushälften an die Mitglieder und konsequente Kom-
plexsanierungen sowie durch unser Angebot an 
soliden und preiswerten Wohnungen bisher gut 
meistern.

Damit haben wir ca. 100 Wohnungen aus unserem 
Bestand nehmen können. Dieser Prozess wird auch 
in den kommenden Jahren anhalten. 

Mit der Sanierung unserer Bestände tragen wir auch 
den Erfordernissen zum Klimaschutz durch das 
Anbringen von Wärmedämmverbundsystemen und 
Brennwerttechnik Rechnung.

In der Planungsphase der Genossenschaft sind auch 
der Einsatz von Solartechnik und die Nutzung von 
Erdwärme, die gerade im Lugau-Oelsnitzer-Steinkoh-
len-Revier einen vielversprechenden Ansatz hat, vor-
gesehen. 
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Bei aller Euphorie zu diesen vor allem politisch 
gewollten Zielen, sollte man aber immer Aufwand 
und Nutzen und vor allem den bezahlbaren Wohn-
raum im Auge behalten.

3. Anforderungen an die juristische Betreuung

Die Aufgaben der Wohnungswirtschaft haben ein 
breites Spektrum, die eine sehr vielfältige juristische 
Betreuung erfordern. Für unsere Aufgaben, die von 
Miet- und Genossenschaftsrecht über Vertrags- und 
Arbeitsrecht bis zum Grundstücksverkehrsrecht füh-
ren, haben wir mit der Kanzlei Strunz - Alter einen 
guten und verlässlichen Partner an unserer Seite.

Dabei sind es vor allem ständig wechselnde Anfor-
derungen, die es gilt immer neu zu bewerten und 
gesetzeskonform zu meistern. Gegenwärtig spiegelt 
sich das bei der richtigen Anwendung von Insol-
venz- und Erbrecht wider. Die für uns und unsere 
Mitarbeiter von der Kanzlei Strunz - Alter angebote-
nen Schulungen und Seminare zu aktuellen Sach-
themen sind dementsprechend von großer Bedeu-
tung und sehr wichtig. Über die 18 Jahre, die wir mit 
der Kanzlei Strunz - Alter nun zusammenarbeiten, 
hat sich ein gewisses Miteinander-Gefühl aufgebaut. 

Das beschränkt sich nicht nur auf die juristische Wis-
sensvermittlung, sondern hat sich auch zur gegen-
seitigen Unterstützung entwickelt.

Juristische Betreuung bringt und erfordert auch die 
Entwicklung zwischenmenschlicher Beziehungen. 
Trotz guter und intensiver Arbeit sind auch die schö-
nen Seiten gefragt, die bei den jährlichen Mandan-

tentreffen bestens gepflegt werden. Fachvorträge, 
Erfahrungsberichte und Gedankenaustausch zwi-
schen Mandanten und Anwälten beeinflussen die 
bestehende Geschäftsverbindung sehr positiv.

Im Gefühl dieser auch gegenseitig befruchtenden 
Partnerschaft haben wir das Vertrauen, dass auch 
zukünftige Aufgaben und Ziele gemeinsam gut 
bewältigt werden können. 

4. Ausschlaggebende Punkte der langjährigen 
Zusammenarbeit

Unsere Partnerschaft mit der Kanzlei hat viele Facet-
ten, die dazu beitrugen, dass sich diese langjährige 
Zusammenarbeit entwickeln konnte. Es sind drei 
Hauptsäulen, die maßgeblich diesen Erfolg tragen. 

Zunächst ist es die  monatliche praxisnahe Betreu-
ung unserer Genossenschaft durch alle Anwälte und 
in fast allen Geschäftsfeldern. Auch die Mischung aus 
jungen und älteren Rechtsanwälten und Mitarbei-
tern sowie die hohe Frauenquote der Kanzlei sind 
aus unserer Sicht zu benennen. Sehr wichtig ist aber 
auch das aufgebaute, gegenseitige Vertrauen, dass 
bei Rückschlägen wie nicht vorhersehbaren 
Gerichtsurteilen, Änderungen gesetzlicher Vorgaben 
und wirtschaftlichen Entwicklungen ein Garant unse-
rer stabilen Partnerschaft ist und bleibt.

Auf weitere gute Partnerschaft zum Wohle beider 
Unternehmen für die nächsten 20 Jahre.
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Wir danken unseren Mandanten für das langjäh-
rige Vertrauen, insbesondere unseren Mandan-
ten mit denen wir über Beratungsverträge eng 
verbunden sind:

seit 1991
Hainichener Wohnungsgesellschaft mbH

Wohnungsgenossenschaft Flöha eG

Deutsches Jugendherbergswerk, Landesverband 
Sachsen e.V.

seit 1992
Grundstücks- und Gebäudewirtschafts GmbH
Zschopau

Wohnungsgesellschaft mbH Frankenberg

Wohnungsbaugenossenschaft  „Wismut“ Stollberg eG

Wohnungsgenossenschaft Crimmitschau eG

Baugenossenschaft des Handwerks eG Marienberg

Wohnungsgenossenschaft Zschopau eG

Wohnungsgenossenschaft  „Glück Auf“ Marienberg eG

seit 1993
Stadtwerke Marienberg GmbH

Wohnungsgesellschaft Hohenstein-Ernstthal mbH

Wohnungsbaugenossenschaft  „Glück Auf“ Olbern-
hau eG

Wohnungsbaugenossenschaft Oelsnitz/E. eG

Kreisverband Mittweida der Kleingärtner e.V. 

seit 1994
Städtische Wohnungsgesellschaft Lichtenstein mbH

Wohnungsgenossenschaft „Sachsenring“ eG

Wohnungsgenossenschaft „Aufbau“ Merseburg eG

seit 1995
Wohnungsbaugesellschaft Lobenstein mbH 

WEWOBAU Westsächsische Wohn- und Baugenos-
senschaft eG Zwickau

Zwickauer Wohnungsbaugenossenschaft eG
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seit 2009
Wohnungsbaugesellschaft Lößnitz mbH

Sächsische Wohnungsgenossenschaft Chemnitz eG

Das 20-jährige Kanzleijubiläum war für uns ein Punkt 
um einmal Rückschau auf die bisherige Entwicklung 
zu halten. Dieser Rückblick gibt uns einerseits die 
Bestätigung, dass wir stolz auf das Geleistete sein 
können, hat aber andererseits auch neue Ideen her-
vorgebracht, wie wir unsere Philosophie Dienstleister 
für die Immobilienwirtschaft zum Wohle unserer 
Mandanten weiter entwickeln und umsetzen kön-
nen.

Wir freuen uns, diesen Weg mit Ihnen gemeinsam 
beschreiten zu können.

seit 1996
Wohnwerke Olbernhau GmbH

Gemeinnützige Wohnungsbaugenossenschaft 
Hohenstein-Ernstthal eG

seit 1997
Wohnungsbaugesellschaft Reichenbach mbH

BMV Grundstücks- und Verwaltungsgesellschaft 
mbH

WVH Wohnungsbau- und Wohnungsverwaltungsge-
sellschaft Heidenau mbH

seit 2000
Wohnungsverwaltungsgesellschaft Gemeindever-
band Augustusburg mbH

Gemeinde Drebach

Stadtverband Chemnitz der Kleingärtner e.V.

seit 2002
WBB Wohnungswirtschaftliche Beratungs- und Bau-
trägergesellschaft mbH

seit 2003
HaWoGe Haus-, Wohnungs- und Gewerbeflächenbe-
treuungsgesellschaft mbH

Städtische Wohnungsgesellschaft mbH Annaberg-
Buchholz

Schmöllner Wohnungsgenossenschaft eG

WCH Wohnungsbaugenossenschaft Chemnitz-
Helbersdorf eG

seit 2004
Wohnungsgenossenschaft „Einheit“ eG Chemnitz

seit 2007
K.U.M. Kooperationsverbund unabhängiger Mess-
dienstunternehmen e.V.

seit 2008
Wohnungsbaugesellschaft Reinsdorf mbH

Wohnungsbaugenossenschaft „Glück Auf“ Oederan eG

Wohnungsbaugenossenschaft Chemnitz West eG


